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Affentanz um Nahost

Nichts sehen, nichts hören, laut brüllen &#8212; geht die Linke über den Jordan?
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	Nicht sehen, nichts hren, laut brllen!
	

Ach diese Linken! Sie wissen genau, wie es Frieden zwischen Ramallah und Tel Aviv geben kann und sie brllen es heraus  in Dsseldorf und Frankfurt. Whrend die Einen schreien: Straenschlacht in Ramallah, die Panzer sind die Antifa, brllen die Anderen: Intifada bis zum Sieg. 

Statt dem Motto: Nichts sehen, nichts hren, laut brllen zu folgen, lsst *prager frhling die leisen Stimmen zu Wort kommen.




gretchenfrage

Wie hältst du&#8217;s mit Israel?
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	Katharina Knig
	Alupus / Verffentlicht unter CC BY-SA 3.0


In Israel werden Parteien, die mit den Palstinensern auf der Grundlage einer Zwei-Staaten-Lsung verhandeln wollen, als links bezeichnet. Dagegen wollen die religisen Parteien, der Likud und andere die besetzten Gebiete aus religisen oder sicherheitspolitischen Motivationen aufrechterhalten. Nach der zweiten Intifada und den Hamas-Raketen im Gaza-Streifen hat die Mehrheit der ffentlichkeit, die sich fr eine Zwei-Staaten-Lsung einsetzt, ihr Vertrauen in die palstinensische Seite verloren und eher rechts gewhlt. In den letzten Jahren hat die Linke keine Antwort auf dieses Misstrauen der ffentlichkeit entwickelt und an Macht verloren. Wenn die Linke jedoch die soziale Frage aufgreift und mit dem Konflikt kombiniert, wird sie in der Lage sein, wieder an Macht zu gewinnen. Aber das erfordert auch von der palstinensischen Seite den Beweis, dass sie zuverlssig ist.  
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	Christian Sterzing
	

Ido Porat, Vorsitzender Young Meretz
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	Sergey  Lagodinski
	

Was fr eine Frage. Eine Gretchenfrage noch dazu. Wie viel Fokussierung auf ein Land. Welch Desinteresse gegenstzlich dazu am Agieren anderer Staaten. Wie hltst du es mit Spanien, wie mit der Trkei ...? Keine Fragen, kaum Auseinandersetzung, vielleicht vereinzelt Kritik. Aber vor allem: keine ber die Grundkritik an Staat und Nation hinausgehende Infragestellung. Im Gegensatz zu Israel. Das sollte fr Linke besorgniserregend sein. Diese Besorgnis gilt es ernst zu nehmen. Um der dort lebenden Menschen willen. Dafr bentigt es eine klare, eindeutige Position. Diese ist fr mich ausschlaggebend. Ich erkenne Israel an. Grundstzlich. Solidarisch. Nicht unkritisch. In genau dieser Reihenfolge.
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	Pedram Sharja
	

 Katharina Knig, linke Landtagsabgeordnete
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	Ido Porat
	privat


Die Linke msste antworten: reflexartig. Wie sonst soll man diese Beziehung nennen? Unsere Reaktion ist berechenbar: Israel handelt, die politische Linke verurteilt. Auch jene, die Israel verteidigen, sind von Automatismen nicht frei. Dort wird jeder Hinweis auf Missstnde abgewehrt. So wird jedes Gesprch zum diskursiven Teufelskreis, und die Beziehung zu Israel zu einem einzigen Reflex. Israel hat mehr verdient. Nicht, weil es ein Staat von Juden ist und wir als Deutsche diskutieren. Israel war linkes Projekt, Staat gewordene emanzipatorische Idee, Antwort auf Jahrtausende Rechtlosigkeit. Die Umsetzung der Idee ist nicht ideal, das liegt auch am bedrohlichen Umfeld. Das ist kein Freibrief, doch wenn wir Israel kritisieren, dann aus sicherer Entfernung. Wir mssen uns hchstens sorgen, dass unser Auto abgefackelt wird. In Israel geht es um mehr. Wir mssen uns vor jedem Statement fragen, was wir tten, wohnten wir in Sderot und nicht in Kreuzberg. Dann ausatmen und loskritisieren! 
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	Petra Pau
	privat


Sergey Lagodinsky, Rechtsanwalt und Publizist
  
Shoah, Kibbuz und Palstina-Konflikt sind prgend gewesen. Die Gedenkstttenarbeit in Auschwitz, die Beschftigung mit der jdischen Geschichte und achtzehn Monate als Freiwilliger waren die Initialzndung fr die andauernde Faszination Israels. Dazu kam  vor 40 Jahren  der Reiz des Kibbuz, der inzwischen verblichenen Alternative zum kapitalistischen Produktions- und Lebensmodell. Der besondere Charakter der deutsch-israelischen Beziehungen erhielt eine persnliche Dimension. Doch wer von Israel spricht, muss auch von den Palstinensern reden. Wer zur Zeit der Intifada in Jerusalem wohnte und in Ramallah arbeitete, der musste diesen mentalen Spagat aushalten: politisch und persnlich, zwischen Opfern und Ttern. Aber stimmt diese platte Dichotomie? Zwei Gesellschaften sind von Konflikt und Gewalt deformiert. Frieden und Sicherheit wird Israel nicht finden, ohne den Palstinensern Gleiches zuzugestehen. Solidaritt ist ein schwieriges Geschft.
 
Christian Sterzing, Leiter Bll-Stiftung Ramallah (2004-09)
  
Erst die Shoah als historisch singulres Verbrechen machte den Zionismus innerhalb der jdischen Weltgemeinde hegemonial und schaffte die Legitimitt eines jdischen Staates als Schutzraum. Dieses Erbe bedingt fr deutsche Linke eine besondere Sensibilitt gegenber Israel. Andererseits basierte die Entstehung dieses Staates auf Unrecht, auf ethnischen Suberungen und Entrechtung von unzhligen PalstinenserInnen, die bis heute andauern. Ferner war die israelische Auenpolitik ein Hindernis fr jegliche emanzipatorischen Prozesse in der Region und oft die Speerspitze imperialer Barbarei. Nur den Schutzraum abzufeiern, zeugt von einem Geschichtsbewusstsein, das aus einem national beschrnkten Horizont kommt und sogar unterbewusst rassistisch ist, weil die Biographien und das Leid von Teilen der migrantischen Communitys ignoriert werden. Das Ernstnehmen dieses Leides ist die Basis zur Frderung von progressivem Bewusstsein fr einen Dialog mit der nahen und fernen orientalen Welt.
 
Pedram Shahyar, Blogger und attac-Mitglied


Egal, was man von Israel hlt, ob man das Land schn findet oder ob man die Politik kritisiert, eines sollte dabei nie vergessen werden: Fr Millionen Jdinnen und Juden in aller Welt gilt der Staat als Lebensversicherung. Das ist eine Folge des Holocausts. Sechs Millionen Menschen wurden nur aus einem Grund ermordet, weil sie Jdinnen bzw. Juden waren. berlebende nahmen die Erfahrung mit, dass sie in den Jahren hchster Not von allen guten Geistern verlassen worden waren, von rhmlichen Ausnahmen abgesehen. Literaturnobelpreistrger Imre Kertesz sagte einmal sinngem: Das vordem Undenkbare ist geschehen. Und was einmal war, kann wieder sein. Dieses Gefhl wurde tief in die Herzen und Seelen des jdischen Volkes gebrannt.
Petra Pau, Vizeprsidentin des Bundestages





ich weiß, in welchem land ich lebe &#8230;

Gespräch mit Andrej Hermlin

Lena Kreck und Stefan Gerbing
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	Andrej Hermlin
	G.U.Hauth


An dieser Stelle wollten wir zwei gegenstzliche Positionen ins Gesprch bringen. Statt bereinander sollte miteinander geredet werden. Als Diskutanten hatten wir Stefan Hermlin, LINKSPARTEI-Mitglied und Swing-Musiker und die Menschenrechtspolitische Sprecherin der LINKSFRAKTION im Bundestag, Annette Groth, eingeladen. Andrej Hermlin hatte in einem Interview mit der Jdischen Allgemeinen von einer feigen Spielart des linken Antisemitismus gesprochen, die antisemitische Positionen als legitime Kritik an Israel zu verkaufen suche. Annette Groth nahm im vergangenen Jahre an der Gaza-Flottille teil und spricht sich nicht grundstzlich gegen den Boykott von Produkten aus Israel bzw. den besetzten Gebieten aus. Das Gesprch fand statt, leider erhielten wir trotz des Angebots, eventuell missverstndliche uerungen zu korrigieren, keine Freigabe des Gesprchs von Annette Groth. Stattdessen erscheint an dieser Stelle ein Interview mit Andrej Hermlin.  


prager frhling: Was verstehst Du unter Antisemitismus und worum ging es bei der Antisemitismus-Debatte im Sommer diesen Jahres?
  
Andrej Hermlin: Zunchst einmal: Ich bin Mitglied der LINKEN. Ich befinde mich aber nicht in der parteiinternen Debatte, die zwischen Funktionstrger_innen in der Fraktion und im Vorstand gefhrt wird. Ich will mich daran auch nicht beteiligen. Ich mchte mich auch an Definitionsdiskussionen nicht beteiligen. Wir wissen alle was Antisemitismus meint. Man kann einen Stuhl einen Tisch und eine Lampe ein Flugzeug nennen. Ich verwende den Begriff Antisemitismus wie ihn fast alle verwenden und mchte darber auch nicht diskutieren. Die Linke ist ein Teil dieser Gesellschaft und deswegen hat sie das Problem Antisemitismus auch. So zu tun, als wre die Linke der Hort des Antisemitismus, wohingegen alle anderen Teile der Gesellschaft davon frei wren, geht aber an der Realitt vorbei. Es ist ebenfalls absolut lcherlich zu behaupten, dass eine Kritik an Israel nicht mglich oder eine Kritik an den politischen Entscheidungen in Tel Aviv automatisch antisemitisch sei.
  
pf: Gibt es im Kontext von Positionierungen im Nahostkonflikt bei der LINKEN eine Nhe zu antisemitischen Positionen?
  
Hermlin: Es gibt bei manchen, die sich an Israel abarbeiten  ich drcke es vorsichtig aus  ein gewisses Ressentiment gegenber jdischen Menschen und gegenber dem jdischen Staat Israel. Was mich erstaunt, ist die Emotionalitt. Es geschieht in der Welt  ich komme gerade aus Kenia ungeheures Unrecht. Es gibt am Horn von Afrika dramatische Umstnde. Ich kenne eine Reihe von Menschen  auch in unserer Partei  die enorm emotional werden, wenn es um den Nahostkonflikt geht, die gleichen Emotionen aber vermissen lassen, wenn es sich um grauenhafte, wesentlich schlimmere Entwicklungen in anderen Regionen dieser Erde handelt. Dann frage ich mich: Warum ist das so? Diese Frage muss auch dem Sohn eines Juden erlaubt sein. Es ist eine Frage! Ich behaupte nicht, dass jeder, der groe Emotionen fr den Nahostkonflikt und keine Emotionen fr Kenia hat, automatisch Antisemit ist.
  
pf: Wenn in der LINKEN von einem Antisemitismusproblem die Rede ist, dann wird das meist an konkreten Vorkommnissen diskutiert: der Gazaflotte und dem Boykott von israelischen Waren.
  
Hermlin: Wer sich in Deutschland hinstellt mit so einem Boykott-Plakat, also das muss man sich doch berlegen! Vor zehn Jahren wre das undenkbar gewesen und heute muss man sich schon rechtfertigen, wenn man das attackiert. Hier geht es um das Symbol, dass Deutsche sich mit Schildern vor Geschfte stellen. Da steht zwar nicht drauf: Kauft nicht beim Juden. Da steht drauf: Kauft nicht bei Juden. Das ist vollkommen indiskutabel.
  
pf: Die Befrworter solcher Boykottaufrufe betonen, dass es um Waren aus den besetzten Gebieten geht.
  
Hermlin: Das ist nicht ganz richtig, es wird auch zum Boykott israelischer Waren allgemein aufgerufen. Es gibt das Eine und das Andere. Aber mir ist diese Trennung auch egal. Dass man sich heutzutage in Einzelheiten verliert, ob die Waren jetzt aus diesem oder jenem Gebiet kommen, zeigt wie sich die Gesellschaft verndert hat. Warum stellt sich niemand hin und sagt: Kauft nicht kenianische Rosen! Ungefhr 90 Prozent der Rosen, die in Deutschland verkauft werden, kommen aus Kenia.
  
pf:  und bei der Gaza-Flottille?
  
Hermlin: Ich finde die Gazaflotte keine tolle Sache. Wenn Annette Groth meint, dass sie da mitfahren muss, dann muss man darber diskutieren. Blo wenn ich mich hinstelle und sage: Wenn du da mitfhrst, gehrst du aus der Partei ausgeschlossen.  Das geht mir zu schnell. Wenn andersherum gesagt wird: Wenn du Israel verteidigst, bist du ein Rechter.  Das geht auch nicht. Man hat ja die Leute, die auf der Gazaflotte mitgefahren sind, beglckwnscht und wie Helden in Empfang genommen. Jetzt stellen sich die selben Leute hin und vertreten etwas Anderes. Da kann ich die Leute verstehen, die sich verarscht vorkommen. Ich habe allergrte Zweifel an der Gazaflotte, weil da Leute mitmachen, mit denen man sich nicht gemein machen sollte. Und weil ich glaube, dass es andere Mittel und Wege gibt, sich mit dem Nahostkonflikt zu befassen. Wenn jemand eine andere Meinung vertritt, dann muss man das diskutieren. Da htte man bereits vor einem Jahr sagen mssen: Das ist nicht richtig.
  
pf: Befrworter_innen der Gaza-Flottille argumentieren, dass sie von jdischen Israelis aufgefordert wrden, sich zu engagieren, weil deren eigener Spielraum immer enger werde.
  
Hermlin: Wir haben in Israel im Sommer Demonstrationen von dreihundertausend Menschen fr soziale Vernderung erlebt. In den meisten arabischen Lndern wre das nicht mglich oder wrde unglaublichen Terror von Polizei und Geheimdiensten auslsen. Im Gegensatz zu vielen anderen Lndern kann man in Israel seine Meinung sagen. Dass manchmal andere Leute anders darber denken, ist klar. Aber man landet nicht in Folterkellern oder wird von der Polizei zusammengeschossen. Mir geht es nicht darum, die israelischen Verhltnisse zu diskutieren. Mir geht es darum: Wie denken und fhlen Menschen in Deutschland und in unserer Partei ber Juden? Antisemitismus wird offener und in Kreisen geuert, die bisher scheinbar davon verschont waren. Ich erwhne nur Mllemann und Hohmann. Die haben Diskussionen angestoen, wie z. B.: Jetzt muss doch mal Schluss sein mit dem Holocaust; Die Juden haben doch berall ihre Finger drin; 9/11  das ist doch alles eine jdische Verschwrung  das war doch der Mossad, der das eingettet hat. Dann natrlich ganz allgemein: Weit Du, mit den Juden  die sind schon komisch. Das hr ich ganz oft.
  
pf: Das ist jetzt aber in erster Linie ein persnlicher Eindruck.
  
Hermlin: Mein Eindruck wird durch diverse Statistiken besttigt. Statistiken geben keine exakte Zahl wieder, aber eine Tendenz. Statistiken zeigen, dass zwischen 40 und 60 Prozent der Deutschen antisemitische Ressentiments haben. Mit anderen Worten: Wenn Du zehn Deutsche in einem Raum triffst, dann musst du davon ausgehen, dass die Hlfte antisemitische oder antijdische Ressentiments hat. Nun ist die Frage, was versteht man darunter? Wenn man sagt, die Juden mssen vergast werden, da wird man von einer Million vielleicht zwei Personen finden,die das glauben. Aber wenn sie Judenwitze erzhlen oder sagen: Die Juden haben berall ihre Finger drin, beherrschen die Welt. Das ist Antisemitismus und das ist etwas, das sich verbreitet.
  
pf: Das beobachtest du tatschlich auch in der LINKEN?
  
Hermlin: Eine meiner ersten politischen Erfahrungen in der PDS: Ich traf auf einer Veranstaltung Thomas Fritsche, den damaligen stellvertretenden PDS-Vorsitzenden von Berlin, bis heute Mitglied der Kommunistischen Plattform. Er nahm mich zur Seite: Eins muss ich dir sagen, das Schlimmste, was den Juden in zweitausend Jahren Geschichte widerfahren ist, ist die Grndung des Staates Israel. Nicht die Shoah! Die Grndung des Staates Israel! Ich war damals in der Arbeitsgruppe Rechtsextremismus beim Parteivorstand der PDS. Wir hatten eine Studie zu Antisemitismus ausgewertet und in dieser Studie wurde den Probanden die Frage gestellt: Sind sie der Meinung, dass die Juden einen zu groen Einfluss haben und dass dieser Einfluss beschnitten werden muss? Das war 1992. Wir diskutierten, dann meldete sich ein Mitglied unserer Partei von der Kommunistischen Plattform, Klaus Meinel, und sagte: Das stimmt doch ooch. Die Juden die ham doch berall ihre Finger drin, dit muss ma doch ma aussprechen drfen. Das waren Momente, wo ich mir berlegt habe: Wo bin ich eigentlich hier hingeraten? Das htte ich auch haben knnen, wenn ich in die CDU eingetreten wre. Und wenn heute Leute von einem lppischen Existenzrecht Israels sprechen, dann ist das absolut inakzeptabel! Man kann Israel kritisieren, niemand hat gesagt, dass das verboten ist. Aber wenn ich mich irgendwo hinstelle und so was sage als Deutscher!  dann ist das Tischtuch zuschnitten. Mir tut das weh und ich denke an meinen Vater. Er ist 1931 in diese Partei eingetreten, meine Familie ist von den Nazis verfolgt worden, mein Vater war im Widerstand in Berlin. Was wrde er sagen, wenn er diesen Dreck im Neuen Deutschland lesen msste?
  
pf: Gibt es eine unterschiedliche Wahrnehmung des Problems in Ost- und in Westdeutschland?
  
Hermlin: Das ist kein Ost-West-Problem. Die Umfragen zeigen, dass die Ressentiments in der Bevlkerung ungefhr gleich verteilt sind. Es macht keinen Sinn, das gegeneinander zu stellen. Ich wei, in welchem Land ich lebe. Es ist das Land der Mrder.
  
pf: Und dennoch gab es in Ost- und West nach 1945 ja eine sehr unterschiedliche Geschichte 
  
Hermlin: Da wird ein Fehler begangen, den die DDR auch gemacht hat. Hitler haben 60 Prozent untersttzt  40 Prozent waren gegen Hitler. Seine Anhnger landeten scheinbar automatisch im Westen. Nun gibt es die Umkehrung: Wir im Westen haben das alles bewltigt. Das sind Milchmdchenrechnungen! Man ist im Schwabenland genauso antisemitisch wie in Mecklenburg Vorpommern. Mittlerweile ist mir das egal. Wenn ihr hier die Scheie soweit bringt, dass sie berkocht, bin ich in Kenia. Dann bleibt ihr hier und ich sitze in meinem Garten und helfe meinem Dorf. Wir haben in Ungarn einen faschistischen Staat, da werden Juden aus den Orchestern geworfen und keiner regt sich auf.
  
pf: Kommen wir zu der ganz praktischen Frage, wie man mit den unterschiedlichen Positionen in der Partei umgehen sollte.
  
Hermlin: Ich halte den Fraktionsbeschluss fr ganz groen Quatsch. Mit Beschlssen lst man das Problem nicht. Entweder man fhrt eine offene Debatte. Dann hat man aber auch die Gefahr, dass man die verlieren kann. Mit Fraktionsbeschlssen kann man die Ansichten von Menschen nicht ndern. Ich htte vorgeschlagen, dass man einen Aufruf mit einigen Persnlichkeiten schreibt, die sich dazu uern und damit eine Debatte anstt. Wir haben in unserer Partei mehrere zehntausend Mitglieder. ber Israel wird diskutiert, aber ber viel wichtigere Debatten leider nicht. Innerhalb unserer Mitgliedschaft spiegelt sich das wieder, was diese Gesellschaft denkt, fhlt und worber sie streitet. Auch bei uns gibt es Menschen, die Auslnderfeinde sind, die gegen Sinti und Roma sind und die antirussisch oder antijdisch eingestellt sind. Es ist aber unsinnig, zu behaupten, dass die Linke einen riesigen Ballast mit sich herumtragen wrde, auf dem steht: Antisemitismus. Es ist kein Linksparteiproblem, sondern ein gesellschaftliches Problem. Wer ersteres behauptet, beginnt schon wieder damit, eine neue Lebenslge zu stricken und die Entschuldung eines Groteils der Bevlkerung zu vollbringen. Die andere Sache ist aber, dass wir uns in unserer Partei um viele entscheidende Fragen gedrckt haben. Wir haben uns vielen Fragen nicht gestellt. Zum Beispiel: Was war mit dem Putsch gegen Gorbatschow? Warum waren alle Leute so glcklich, dass Gorbatschow gestrzt wurde und was hat das mit dem Selbstverstndnis unserer Partei zu tun? Oder die Frage, was wollen wir eigentlich? Wollen wir den Kapitalismus ein klein bisschen besser machen oder wollen wir ber eine andere Gesellschaft nachdenken? Und geht das beides zusammen? Aber auch: Was macht es fr die ganzen Leute im Westen aus, dass sie 40 Jahre vllig unbedeutend waren? Frher in kleinen Zirkeln und nun pltzlich im Bundestag sitzen. Umgekehrt: Was macht es fr die Leute im Osten aus, dass sie pltzlich ihr Land und ihre Ideologie verloren haben und als die Verlierer der Geschichte dastehen. Was ist, wenn das Objekt meiner Liebe oder meines Hasses oder mein zu Hause einfach ber Nacht verschwindet. Alles Fragen, die die Partei htte aufnehmen mssen. Stattdessen haben wir Wahlkmpfe gefhrt und alle mglichen Intrigen gesponnen.
  
pf: Wie msste die Debatte denn gefhrt werden?
  
Hermlin: So wie ich die Debatte wahrgenommen habe, ist das Tischtuch zerschnitten. Ich will nicht darber sprechen, wer daran schuld ist. Aber jetzt, nachdem alles gelaufen ist, man bereinander geredet hat, ist es schwer miteinander zu reden. Ich finde es im brigen auch fatal, wenn sich die Linkspartei nur noch mit Israel beschftigt. Sie kann sich das auch nicht leisten. Man muss darber diskutieren, aber wenn man darber die Diskussion ber die Finanzkrise und ber den Afghanistankrieg vergisst, hat die Partei gar keinen Gebrauchswert mehr. Wir hatten eine Diskussion in der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes/Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten, VVN/BdA. Ich bin mit meiner Schwester mit der Intention hingegangen: Da trete ich aus, weil da auch solche sehr anti-israelischen Tendenzen waren. Ich war ganz berrascht  in der Diskussion wurden ganz unterschiedliche Meinungen geuert, aber sie verlief recht ordentlich. Es gab die Position: Die Israelis sind ganz allein Schuld am Nahostkonflikt. Und ich hab dann gesagt: Das stimmt nicht, wenn schon sind es beide Seiten. Aber es war eine vernnftige Diskussion und anschlieend ist man auseinander gegangen, hat sich die Hand gegeben und denkt jetzt weiter nach. Wenn wir nicht umkehren und anfangen uns mit offenem Visier zu begegnen, dann ist diese Partei dem Untergang geweiht. Sie muss sich entscheiden. 
  
pf: Ein schnes Schlusswort. Vielen Dank fr das Gesprch.
 
Andrej Hermlin ist Swing-Musiker. Mit seinem Orchester spielt er Swing im Stil der 1930er Jahre. Er trat 1990 in die PDS ein und war zeitweilig Mitglied im Berliner Parteivorstand. Hermlin lebt mit seiner Frau Joyce in Pankow und in Thumaita in Kenia. Sein Vater Stephan Hermlin zhlte zu den bekanntesten Schriftstellern der DDR.




peace is not a four-letter-word

Redaktionsthesen: Antisemitismus, Nahostkonflikt und die deutschen Linke



Antisemitismus ist die Feindschaft gegenüber Jüdinnen und Juden. Er sieht in der Existenz der Juden, ob religiös, kulturell, biologisch oder geografisch begründet, die Ursache von gesellschaftlichen Problemen. Als Weltbild mit Welterklärungsanspruch lässt sich Antisemitismus aber nicht auf die Diskriminierung von jüdischen Menschen beschränken. Antisemitismus ist wandlungsfähig. Zunächst baute er — als Antijudaismus — religiöse Mythen („Christusmörder”, „Hostienschänder”) und angeblich „jüdische“ Charaktereigenschaften auf („Schacherer“, „Wucherer“, „verschlagen“, „hinterlistig“, „Silberlinge raffend“, „heimatlos vagabundierend“). Mit Einzug der kapitalistischen Gesellschaft wurden gesellschaftliche Effekte von Warenproduktion und Ware-Geld- Beziehung durch Rückgriff auf angeblich negativ handelnde Personen erklärt. Diese angeblich negativ handelnden Personen wurden wiederum „den Juden“ zugeschrieben. Hierdurch verband sich der klassische Antijudaismus mit einer falschen Kritik kapitalistischer Phänomene (z. B. Ausbeutung, Konflikte zwischen Besitzenden und Besitzlosen, Abstraktheit des Geldes, Funktion von Kapital, Kredit und Zins für die Warenherstellung) zum modernen Antisemitismus. Der nationalsozialistische Versuch einer vollständigen Ermordung der europäischen Juden hat das öffentliche Aussprechen antisemitischer Ressentiments in Deutschland nach 1945 tabuisiert. Stattdessen entstand ein sekundärer Antisemitismus, der die Verbrechen des Nationalsozialismus relativiert oder Jüdinnen und Juden eine Mitschuld an ihrer Verfolgung unterstellt. Antisemitische Aussagen werden in einem Antisemitismus mit Anspielungscharakter (Alexander Pollak) verborgen, der mit älteren antisemitischen Bildern arbeitet, aber nicht offen über Jüdinnen und Juden spricht.  
Let’s talk about capitalism 
  
Antisemitismus darf daher keinen Platz in der Linken haben. Weil der moderne Antisemitismus nicht lediglich kulturell, sondern auch in der (Kritik der) politischen Ökonomie Anknüpfung sucht, ist es nicht verwunderlich, dass (auch) linke Politik in argumentative Nähe zu antisemitischen Positionen geraten kann. Schließlich hat die Linke den Antikapitalismus nicht gepachtet. Der Unterschied linker Kapitalismuskritik gegenüber antisemitischen Erklärungsmustern ist jedoch, dass Linke das Handeln der Akteure als systemisch rational und ihre Ursache in den ökonomischen Verhältnissen des Eigentums und der Warenproduktion selbst liegend kritisiert, nicht hingegen in den subjektiven Charaktereigenschaften von Personen bei der Warenproduktion und beim Warentausch. Kapitalismuskritik ist daher keine Frage der Moral, sondern der Erkenntnis. Sie sollte vielmehr die Grenzen zum Ressentiment aufzeigen, ohne in eine neue Form moralischer Überlegenheit zu verfallen, die jede verkürzte Kapitalismuskritik mit dem Antisemitismusvorwurf überwältigt. 
  
that's all just a little bit of history repeating 
  
In der Vergangenheit ist diese Grenzziehung zwischen Ressentiment und Kritik der politischen Linken nicht immer gelungen. Die Vorstellung, dass wer „gegen das Judenkapital aufruft“ schon eine unbewusste Kapitalismuskritik habe, war in den 1920er Jahren bei Teilen der KPD verbreitet. Eine Reflexion der Shoah setzte auch in der deutschen Linken erst spät ein. Acht Jahre nach dem Sieg über das Land, welches die Shoah ins Werk gesetzt hatte und nicht mal ein Jahr, nachdem in der Tschechoslowakei Rudolf Slánský nach einem antisemitischen Schauprozess mit zehn weiteren überwiegend jüdischen Mitangeklagten erhängt wurde, war es die KPD, die sich als einzige Partei gegen die sogenannten „Wiedergutmachungszahlungen“ an Israel aussprach. Ein Argument: Die Zahlungen kämen nur einem Außenposten der amerikanischen Imperialisten zu Gute. An einer Projektion der nationalsozialistischen Mordtaten und einer projektiven Schuldumkehr beteiligten sich in den 1970er und 1980er Jahren auch Linke. Es waren Stadtguerillagruppen wie die Revolutionären Zellen, die Bewegung 2. Juni und die RAF und eben nicht Rechtsextreme, die Anschläge auf israelische und jüdische Einrichtungen und Personen planten. Wahllos gegen Israelis wie beim Versuch, eine Maschine der israelischen Fluggesellschaft El AL mit einer Rakete abzuschießen. Explizit gegen Juden wie 1976 in Entebbe, als sie die jüdischen von den nicht-jüdischen Geiseln selektierten und als „Rache“ für das Eingreifen des israelischen Militärs die Ermordung von Heinz Galinski, Vorsitzender der jüdischen Gemeinde Berlins, und Ignaz Lipinski, Vorstandsmitglied der Jüdischen Gemeinde Frankfurt, planten. Antisemitismus gab es jedoch nicht nur in der paramilitärischen Linken. Auch in der Friedensbewegung und den Gruppen wurde Israel als „faschistischer Staat“ imaginiert und die israelische Politik mit jener der Nationalsozialisten gleichgesetzt. Autonome diffamierten im Nahostkonflikt auf Verhandlungslösungen setzende Vertreter der PLO als „Rechtsabweichler“. 
  
Wir sind nicht „die Guten“? 
  
Dass Antisemitismus keinen Platz in der Linken habe, ist also zunächst vor allem ein richtiges, aber eben ein normatives Postulat. Dies gilt auch für die Partei DIE LINKE. Als Teil der Gesellschaft wird sie auch von AntisemitInnen gewählt, auch von Parteimitgliedern werden mitunter antisemitische Positionen vertreten. Bei den Wählenden übrigens nicht überdurchschnittlich: Nach einer Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung aus 2006 betrug der Anteil der AntisemitInnen unter den westdeutschen Unions- WählerInen 9,8 Prozent. 10,2 Prozent der SPD-WählerInnen stimmten explizit antisemitischen Aussagen zu, 9,4 Prozent der Grünen-WählerInnen, bei der FDP waren es 5,1 Prozent und bei der damaligen PDS/WASG 4,8 Prozent. Es geht also nicht darum (was medial suggeriert wird), dass AntisemitInnen in der LINKEN ihr Unwesen treiben und es DIE LINKE nicht schaffen würde, sich von diesen zu distanzieren. Denn — mindestens verbal — geschieht das ohne jeden Zweifel. Wichtig ist jedoch, was konkret hieraus folgt. 
 
Kontext entscheidet 
  
Konkret kulminiert die Frage des Antisemitismus immer wieder an der Haltung der Linken (und der LINKEN) zum Nahostkonflikt. Geschichtlicher Fakt ist: Trotz der Bemühungen, sich zu assimilieren, trotz der Bedeutung, die Juden in der Gesellschaft hatten, waren sie mit verbreitetem Antisemitismus in der Bevölkerung und organisierten anti-jüdischen Pogromen konfrontiert. Die Shoah bildete den Höhepunkt antisemitischer Verfolgung. Das britische Mandatsgebiet Palästina und später der Staat Israel wurden zum Ziel derjenigen, die vor antisemitischer Verfolgung fliehen konnten. Er ist bislang der einzige Staat der Welt, in dem Juden vor Antisemitismus aus der Bevölkerung sicher sein können. Unabhängig von der konkreten Politik der israelischen Republik bedeutet dies eine politische Zäsur im Kampf gegen Antisemitismus: Israel ist ein Zufluchtsort für Juden und Jüdinnen und damit ein Fortschritt. Diese historisch-konkrete Sonderstellung des Staates Israel muss Berücksichtigung finden. Nicht jede Kritik an israelischer Regierungspolitik stellt die Existenz Israels in Frage. Oft kommt es daher auf den Kontext einer Äußerung an, ob eine Kritik antiisraelisch, antisemitisch oder nur regierungskritisch ist. 
  
Willkommen auf der Projektionsfläche 
  
Wegen dieses Spannungsverhältnisses und der Kontextgebundenheit eignet sich der Nahostkonflikt besonders als Projektionsfläche der deutschen Linken. Hier kann mit moralischen Ausschließlichkeiten und Gewissheiten von Recht und Unrecht operiert werden, die auf anderen Konfliktfeldern fehlen. Das liegt daran, dass der Nahostkonflikt nicht ohne die Shoah behandelt, aber auch nicht auf diese reduziert werden kann. Das erhöht die moralische Fallhöhe und damit die Möglichkeit, ein positives eigenes Selbstbild in Abgrenzung vom politischen Gegenüber zu erwerben. Kaum ein anderes Thema ist geeignet, in realpolitisch meist völlig konsequenzlosen Diskussionen den Gegenüber als RassistIn, als MenschenrechtsverletzerIn, als (verkappte) HolocaustrelativiererIn und BombenbauerIn, als TerroristIn (oder wenigstens: -UnterstützerIn) oder als KriegstreiberIn zu bezeichnen. Wo lässt sich so einfach bildlich dargestellt das gesammelte Unrecht der anderen Seite ob als steinewerfende Flüchtlingslager- Kinder gegen israelische Panzer oder aber Attentatsopfer in belebten Innenstädten — zusammenfassen? Bilder dieser Art sollen nicht aufklären, sondern sind im schlechten Sinne agitatorisch. Aktuell werden am Nahostkonflikt und an der Frage der Haltung zur Existenz eines israelischen, also explizit jüdischen Staates in der Linken und der LINKEN drei weitere strittige Felder linker Politik mitverhandelt: Erstens die Frage der Imperialismusanalyse, zweitens die Frage der Faschismusanalyse und drittens die Frage der Demokratieanalyse. Diese Fragen haben mit israelisch-palästinensischen Lebensrealitäten wenig zu tun. Ein Indiz ist, dass in der LINKEN bei der Diskussion über den Nahostkonflikt häufig innenpolitische Argumente eingeführt werden. Wenn gegen eine Kritik an Bündnissen mit der Hamas entgegnet wird, diese diene nur dazu, DIE LINKE regierungsfähig zu machen, verweist das auf eine Orientierung entlang von innerparteilichen Konfliktlinien. Auch die Frage der Analyse des Nationalsozialismus wird häufig projektiv in den Nahen Osten verlegt. Statt den Nahen Osten in den Kategorien Deutschlands in den 1930er und 1940er Jahren zu analysieren, sollte vielmehr kritisch geprüft werden, wo es um politische Kämpfe und wo es um die Verhandlung der eigenen Familiengeschichte geht. Weder Israelis noch PalästinenserInnen sind die „neuen Nazis“. Was die deutsche Arbeiter_innenbewegung in den 1920er Jahren versäumte, lässt sich nicht andernorts nachholen. 
  
Positionsabgleich statt Pyrrhussieg 
  
Die Besonderheit des Nahostkonflikts stellt die Partei DIE LINKE vor besondere Probleme: DIE LINKE ist eine junge Organisation und eine Sammlungspartei verschiedener linker Strömungen — von solchen, die ein solidarisches Verhältnis zu Israel pflegen wie von jenen, die sich explizit pro-palästinensisch und israelkritisch positionieren. Eine nicht zu unterschätzende Aufgabe der neuen Parteibildung war und ist es, hier nicht bloß die Zersplitterung linker Fraktionierung zu reproduzieren, sondern sich in einen Austausch zu begeben. 51:49 Prozent-Beschlüsse lassen nur Verlierer zurück. Die Verpflichtung aller auf die gemeinsame Agitation einer nicht breit getragenen, sondern nur ertragenen Mehrheitsposition beschädigt die Partei. Methodisch kann hierbei nur der ständige Abgleich von politischen Gemeinsamkeiten der bestehenden linken Pluralität erfolgreich sein, um die gegenwärtig grassierende Über-Identifikation mit einer Konfliktpartei zu vermeiden. 
  
Erst tanzen, wenn man weiß, wer singt 
  
DIE LINKE sollte dabei auf folgende Grundsätze aufbauen: friedliche Konfliktlösung, Achtung der Menschenrechte, Zwei-Staaten-Lösung und Bündnisarbeit mit friedensorientierten Kräften in beiden Gesellschaften. Daher kann sie also beispielsweise eine Politik, die auf militärischen Sieg setzt, niemals unterstützen oder auch nur verteidigen. Das gilt für militärische Aktionen der israelischen Armee in den besetzten Gebiete, wie gleichermaßen für Guerilla-Aktionen militanter Palästinensergruppen. Ebenso wenig kann DIE LINKE Verletzungen von Menschenrechten bis hin zu gezielten Tötungen durch die israelische Armee befürworten, genausowenig wie sie Selbstmordattentate oder Raketenangriffe auf israelische Grenzstädte als eine Art fehlgeleitete Notwehr der Unterdrückten bagatellisieren kann. Zwei Staaten mit Friedensvertrag kann es nur geben, wenn in beiden Gesellschaften der Gedanke hegemonial wird, dass ein solcher Status auf Dauer unumgänglich ist, militärische Siege dagegen keinen dauerhaften Frieden bringen können. Deshalb kann im Übrigen auch weder die israelische Rechte noch die palästinensische Rechte, also weder Israel Beitenu noch Hamas, ein Bündnispartner für DIE LINKE sein. Beide sind explizite Gegner einer Friedens- und einer Zwei-Staaten- Lösung. DIE LINKE sollte vielmehr — etwa durch die ihr nahestehenden Parteien und Gruppierungen in der Region, ob Meretz oder Chadasch, und durch regelmäßige Kontakte über die ihr nahestehenden Stiftungsbüros der Region — aktiven Austausch mit fortschrittlichen Kräften betreiben. 
  
Interesse statt Identifikation 
  
Die Erarbeitung einer fortschrittlichen linken Nahostposition durch die Partei DIE LINKE wird ein schwieriger Weg. Nicht zuletzt anhand dieses Themas ist erkennbar, ob die neue Linke tatsächlich in der Lage ist, dialogorientierte politische und weiterführende Willensbildung in Mitgliedschaft und Anhängerschaft zu organisieren. Deshalb müssen in der innerparteilichen Diskussion Räume zur Verfügung stehen — auch, wenn dies angesichts der politischen Differenzen mitunter schwer erträglich erscheint. Dennoch führt kein Weg daran vorbei. Dies ist letztendlich sogar ein praktischer Beitrag gegen Antisemitismus. Er wäre zugleich Teil der linken Solidarität mit Israel und mit einem künftigen Staat Palästina. Eine solche Solidarität würde zudem die Identifikationshoheit mit einer Konfliktpartei nicht den jeweils aggressiven NationalistInnen und ihren ideologischen deutschen FreundInnen überlassen.




blicke in den abgrund
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	Massenorganisation mit Verankerung in der Bevlkerung und trotzdem reaktionr
	Chiemgau Tourismus e. V. (CC BY-ND 2.0)


Hamas ist eine Massenorganisation mit Verankerung in der palstinensischen Bevlkerung. [] Eine soziale Bewegung, die das Ziel hat die sozialen Bedrfnisse der Palstinenser zu erfllen im Gegensatz zu dem was die PLO in Oslo gemacht hat, nicht durch faule Kompromisse mit Israel sondern durch Kampf. Durch das einzige was sie noch haben, den bewaffneten Widerstand und wir dann sagen, das war falsch. Das war taktisch falsch, die Selbstmordanschlge waren taktisch falsch  auf jeden Fall, haben sie deswegen den Palstinensern geschadet.  
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	Selbstgebastelte Kunstdnger-Raketen in Sderot
	ImageMD (CC BY-NC-SA 2.0)


Stefan Ziefle, BAG Frieden und Internationale Politik
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	In der Kindersynagoge des Satans
	Lori La Tortuga (CC BY-NC 2.0)


 und diese lppische Frage des Existenzrechts Israels [] Wir sind fr das Existenzrecht der Palstinenser. [] Die Menschenrechte sind universal und da kann keiner sagen: Uns ist in der Vergangenheit schlimmes passiert und deswegen haben wir das Recht die Palstinenser gewissermaen zu entsorgen. [] genauso knnte man die Frage stellen: Der berfall Hitlers auf die Sowjetunion  der hat 21. Mio. Tote gekostet [..] Wo gibt es denn jemanden, der sagt, wir mssen eine besondere Beziehung zur Sowjetunion haben. [] Sie [die Israelis] produzieren systematisch die Feinschaft der gesamten Umgebung, der unterdrckten Palstinenser und beklagen sich, wenn selbstgebastelte Kunstdnger-Raketen auf Sderot fliegen. []Ein terrorisiertes Volk, dem das angetan wurde, was den Palstinensern angetan wurde, die haben ein Recht auf Widerstand, auf bewaffneten Widerstand, ja was denn sonst. 
  
Hermann Dierkes, Stadtrat DIE LINKE Duisburg
   
Wir beschuldigen Sie der Mittterschaft und Beihilfe am Genozid (Vlkermord!) des israel. Staates und dessen Vernichtung des palstinensischen Volkes durch seine Untersttzung des latenten, unterschwelligen Holocaust und der Kriegsverbrechen mittels nachfolgend aufgefhrter Verbrechen Israels gegen die Menschlichkeit 
  
anonymes Schreiben an verschiedene Bundestagsabgeordnete
   
Alle, die sich gegen die Verbrechen Israels aussprechen, sollten des Antisemitismus bezichtigt werden, und der Erfolg dieser Strategie bertraf alle Erwartungen: Journalisten und Intellektuelle schwiegen, damit sie nicht als Antisemiten beschuldigt wrden, und als sich doch jemand zu uern traute, wurde er in einen Krieg gezwungen bis zu gerichtlichen Auseinandersetzungen, um zu beweisen, dass er nicht antisemitisch sei 
  
Michael Warschawski auf Marx21.de
   
Der israelische Staat betreibt eine Siedlungspolitik die die PalstinenserInnen von ihrem Land vertreibt  eine ethnische Suberungspolitik hnlich der Apartheidpolitik Sdafrikas. 
  
Antrag an den Landesparteitag Baden Wrttemberg am 22.07.2011
   
Hallo [] Aus rein skularer Sicht, also politisch gesehen, kann ich Dir folgen. Aus religiser Sicht kann ich Dir nur widersprechen. Israel hat gar keine Rechte, sie sind die Synagoge des Satans. Fr einen Menschen, der nicht glaubt, ist dies nicht nachzuvollziehen. Was aber, wenn die Bibel war ist? (Zuschrift an eine Abgeordnete) 
   
Liebe Genossinnen und Genossen, die Idee, im Parteiprogramm unserer Partei das Existenzrecht Israels festschreiben zu wollen, halte fr absurd, vor allem auch deshalb, weil die Pole schmelzen. (Zuschrift eines Parteimitglieds an ein Gremium der Partei)




wer schweigt, ist vielleicht nur unsicher

Kommentar zum Problem der linken Überidentifikation

Peter Ullrich

Beim folgenden Text handelt es sich um einen Diskussionsbeitrag. Katharina König und Kathrin Vogler haben jeweils Repliken veröffentlich.
  
Die Antisemitismus-Linkspartei-Debatte hatte sich schon beruhigt, da legte Samuel Salzborn in der Jungle World (Nr. 30/2011) nach: „Wer schweigt, stimmt zu.“ Das ist falsch. Die Ausgabe machte wieder einmal mit einem witzigen Titelblatt auf („Zwei Parteien-Lösung vor dem Durchbruch“). Doch im Innern verteidigte Samuel Salzborn, ein Verfasser der Studie, in der der Linken ein konsensualer antizionistischer Antisemitismus vorgeworfen wird, mit allem Ernst seine Positionen. Verschiedene Kritiker_innen hatten angemerkt, dass wohl nur eine Minderheit „ständig ihre Israelfeindschaft kundtut“ (ebd. S. 3). Aus Sicht der Politikwissenschaft, so Salzborn, zählten (divergierende) Meinungen von Parteimitgliedern aber nicht, wenn sie sich nicht in Taten (gegen den Antizionismus) äußerten. Es gelte: „Wer schweigt, stimmt zu.“ Doch ist diese These haltbar? Salzborn weist seinen Kritiker_innen zwar Fehler nach, doch die Auseinandersetzung mit den eigentlichen Gegenargumenten wird umgangen. Wieder einmal — und dies scheint mir konstitutiv für die Diskussion — wird mit identifikatorischem Beharren die Chance auf Beteiligung an einem kollektiven Diskussionsprozess verspielt. 
  
Kritiklose Überidentifikation 
 
Die Verfasser der Studie und die berichtenden Medien legen einerseits den Finger in eine Wunde, die dringend der weiteren kritischen Erörterung bedarf, indem sie darauf hinweisen, dass auch Linke nicht vor Antisemitismus gefeit sind und dass Antisemitismus von links sich in Gestalt des Antizionismus materialisieren kann. Dies haben Autoren wie T. Haury, K. Holz oder M. Kloke für die Geschichte der insbesondere anti-imperialistischen Linken nicht nur in Deutschland nachgewiesen. In meiner eigenen Arbeit („Die Linke, Israel und Palästina“, Berlin 2008) habe ich untersucht, wie der Israel-Palästina-Konflikt, aber auch andere Ereignisse wie der Irakkrieg zu Katalysatoren einer Radikalisierung von Positionen werden können, in denen die Identifikation mit Konfliktakteuren in eine Überidentifikation umschlagen kann. Diese ist gekennzeichnet durch die Verwischung der Grenzen zwischen sich selbst und einer identifizierten Opfergruppe sowie die kritiklose Unterstützung dieser Seite und die ebenso homogenisierende Ablehnung der jeweiligen anderen Seite, was bis hin zu antisemitischen und rassistischen Differenzkonstruktionen reichen kann und damit zum Aufgeben des linken Universalismus. Ausgehend von einem in der Geschichte der Linken weit zurückreichenden zionismuskritischen Bias, kommt es zu solchen Positionen nicht zuletzt in der Palästina-Solidaritätsbewegung. Zu Recht wird Teilen der Linken daher eine Israel-Obsession vorgeworfen. Diese kann sich in Solidarisierungen mit der Hamas äußern — trotz deren Antisemitismus (der dann bestritten oder bagatellisiert wird) und ihrer Mordanschläge. Sie zeigt sich in einer mangelnden historischen Sensibilität, die die moralischen Imperative und spezifischen, insbesondere jüdischen Befindlichkeiten, die von der Shoah ausgehen, ignoriert. Sie zeigt sich in einer Dämonisierung Israels und in Verschwörungstheorien. 
  
Selektive Aufmerksamkeit mit jüdischem Opferstatus 
 
Ein großer Teil der Autor_innen, die sich mit dieser Obsession in kritischer Absicht befassen, ist jedoch selbst Produkt eines solchen Prozesses sukzessiver Radikalisierung der Identifikation mit einer Opfergruppe. Nur, dass sich die antideutschen/proisraelischen Positionen aus einer Kritik des linken Antisemitismus heraus gebildet haben und entsprechend die Annahme eines jüdischen Opferstatus für sie konstitutiv und im Verlaufe der 90er Jahre obsessiv wurde. Hauptmerkmal solcher identifikatorischer Positionierungen ist der andauernde Versuch, Ambivalenzen einseitig aufzulösen, was sich u.a. in selektiver Aufmerksamkeit niederschlägt. Und so erklärt sich, dass Antisemitismuskritiker_innen in einer Boykottforderung nur den diskursiven Anschluss an den nationalsozialistischen Judenboykott sehen können (und ihn entsprechend als antisemitisch denunzieren). Sie überlegen nicht, ob der Boykottgedanke aus einer anderen Perspektive betrachtet (Israel hält die palästinensischen Gebiete völkerrechtswidrig mit einer unerträglichen Politik besetzt) nicht auch verständlicher sein könnte. Auch dies gelingt nur durch die Auflösung einer Ambivalenz der Hamas (die eine in ziemlich jeder Hinsicht reaktionäre Organisation ist und doch auch Ausdruck der palästinensischen Besatzungserfahrung). Indem der Antisemitismus, den es unbestritten im palästinensischen Widerstand gibt, nicht als ein, sondern als das konstitutive Moment ausgemacht wird, kann Israel in dieser Konzeption v.a. Opfer bleiben, trotz seiner militärisch, politisch und wirtschaftlich klaren Überlegenheit. 
  
Selektive Beispielwahl ohne methodische Klarheit 
 
Solcherart verfestigte Wahrnehmungsmuster ermöglichen es Autoren wie Salzborn und Voigt, einen antisemitischen Konsens zu unterstellen, obwohl zwei gewichtige Gründe dagegen sprechen. Zum ersten ist, wie das Boykottbeispiel zeigt, kaum eines der kursierenden Kriterien dafür, wo Israelkritik und Antizionismus in Antisemitismus umschlagen, ein eindeutiger Indikator, sondern meist Ausdruck einer Grauzone. Einer Grauzone, in der linke Positionierungen nach rechts anschlussfähig werden können — in Abhängigkeit von den Motiven der Akteure, den diskursiven Kontexten und Rezeptionsmöglichkeiten. Zum zweiten nehmen sie unzulässige Generalisierungen vor. Deren Unzulässigkeit resultiert aber nicht, wie Salzborn unterstellt, aus einem positivistischen Wissenschaftsverständnis oder einer quantitativen Methodologie, sondern daraus, dass die Autoren ohne methodische Aussagen zum Vorgehen und der Beispielauswahl zu ihrer These passende Einzelbelege aufführen (allerdings auch wichtige Kontextinformationen unterschlagen) und viele nicht passende (bspw. zur gegensätzlichen Beschlusslage der Partei) verschweigen oder bagatellisieren. 
  
Mut zur programmatischen Ambivalenz 
 
Meine eigenen (im Übrigen auch der qualitativen Methodologie verpflichteten) Untersuchungen zeigen jedenfalls deutlich eines: wer schweigt, stimmt nicht unbedingt zu, sondern schweigt bspw. auch aufgrund von Diffamierungserfahrungen nach Äußerungen zur Thematik oder aufgrund von inhaltlicher Ambiguität. Manch eineR verweigert sich einer deutlichen Positionierung, weil die Komplexität des Feldes leichtfertiges Parteiergreifen oder Aburteilen verbietet oder weil die Diskussion angesichts gänzlich anderer politischer Prioritäten als Nebenschauplatz begriffen wird. Würde Nichtübereinstimmung in einem issue, wie Salzborns Argumentation nahelegt, die Notwendigkeit des Parteiaustritts implizieren, wäre keine politische Organisation möglich. Aber zum ex-post-Beweis sind die Schweigenden angesichts der aktuellen Debatte tatsächlich gefordert, ihre Ambivalenz in programmatische Beschlüsse und aktive, postidentitäre Politik umzusetzen. 




was der nahostkonflikt aus deutschland nicht braucht

Replik auf Peter Ullrich

Kathrin Vogler

Beim folgenden Beitrag handelt es sich um eine Erwiderung auf einen Text von Peter Ullrich. Eine andere Erwiderung von Katharina König findet sich hier.  
Kein internationaler Konflikt emotionalisiert so wie der Nahostkonflikt. Das ist gut, weil es unsere Aufmerksamkeit wach hält. Es ist schlecht, weil Emotionen häufig den Blick auf mögliche Lösungen verstellen. Zudem sind diese Emotionen Ergebnis unserer eigenen Geschichtswahrnehmung, folgen oft eher unseren eigenen Bedürfnissen als denen der Konfliktparteien. Wenn wir als Deutsche einen Beitrag zur Konfliktlösung leisten wollen, müssen wir unsere Motive kritisch hinterfragen. Wir können uns, um die Schuld unserer (Ur-)Großeltern abzutragen, vollständig auf die Seite Israels stellen. Wir können glauben, dass die Schuld abgetragen ist und uns vollständig auf die Seite der PalästinenserInnen stellen, die in diesem Konflikt militärisch, wirtschaftlich und politisch in der schlechteren Position sind. Beide Haltungen sind begründbar, aber nicht hilfreich. Deswegen kritisiert Peter Ullrich diese zu Recht als „Überidentifikation“. 
  
Der Nahostkonflikt wird nicht von außen gelöst werden. Doch sind Eckpunkte einer Friedenslösung absehbar und können politisch befördert werden. Nicht durch die einseitige Unterstützung einer Seite und die Perpetuierung der jeweils eigenen Opferperspektive, sondern durch die Stärkung der Kräfte auf beiden Seiten, die einen Kompromiss anstreben und ihn gegen alle Widerstände im eigenen Lager mehrheitsfähig machen können. Um es klar zu sagen: Eine Israelkritik, die antisemitische Haltungen und antijüdische Ressentiments nutzt, ist indiskutabel. Nicht nur aufgrund der deutschen Geschichte, sondern auch, weil sie jede Chance zunichtemacht, positiv auf die Konfliktdynamik einzuwirken. Aber, geht es in der Debatte überhaupt um den Nahostkonflikt? In derselben Ausgabe der Jungle World findet sich ein Artikel von Sebastian Voigt, in dem er das Wirken des BAK Shalom in der LINKEN bewertet. Sein Fazit: „Für die Linkspartei wird die Frage nach dem Verhältnis zu Israel wichtig bleiben, gerade weil sie als Katalysator für andere Meinungsverschiedenheiten fungiert. Der Riss innerhalb der Partei geht tief. (…) Um glaubwürdig zu bleiben, wäre es aber das Mindeste, dass der Reformflügel der Partei nicht mehr länger schweigt, sondern die dogmatischen Antiimps kritisiert und letztlich auch aus der Partei drängt.“ (Jungle World, 28.7.2011) Damit gibt er jenen Recht, die nach dem umstrittenen Unvereinbarkeitsbeschluss der Bundestagsfraktion genau dies kritisierten und missbraucht den Antisemitismus- Vorwurf als Waffe im Strömungskampf. AntisemitInnen haben in der Linken und in der Partei DIE LINKE nichts zu suchen. Das bedeutet auch, dass dieser Vorwurf nicht leichtfertig erhoben werden darf. Schon die Ausweitung des Antisemitismusbegriffs à la BAK Shalom relativiert den Vorwurf. Nun auch jenen, die sich nicht öffentlich positioniert haben, heimliche Sympathie anzudichten, erinnert an Denkmuster des Kalten Kriegs: Wer nicht für uns ist, ist gegen uns. In einer linken Ost-West-Partei müssen solche platten Kategorisierungen überwunden werden, will sie eine Zukunft haben. 
  
DIE LINKE hat bisher kluge, differenzierte Positionierungen und lösungsorientierte parlamentarische Initiativen zum Nahostkonflikt vorgelegt. Dafür gab es breite Mehrheiten in der Fraktion. Medial wahrgenommen werden am ehesten die Minderheiten, die am lautesten und am oberflächlichsten argumentieren. Vielleicht ist es auch deshalb möglich, der Mehrheit „schweigende Zustimmung“ zu unterstellen — redlich ist es nicht. 




wer schweigt, weicht aus

Replik auf Peter Ullrich

Katharina König

Beim folgenden Beitrag handelt es sich um eine Erwiderung auf einen Text von Peter Ullrich. Eine andere Erwiderung von Kathrin Vogler findet sich hier.
   
Viel Kritik erfuhren die Autoren Samuel Salzborn und Sebastian Voigt für ihre Studie „Antisemiten als Koalitionspartner“. Salzborn kritisiert nun in einem Artikel in der Jungle World die Argumentationsebenen der Kritiker_innen und unterstellt „Wer schweigt, stimmt zu“. Dem widerspricht Peter Ullrich und erklärt zusammengefasst: „Wer schweigt, ist vielleicht nur unsicher“. Vorweg: Mit der Studie von Salzborn/Voigt wurde eine Konfliktlinie in der Partei DIE LINKE nicht begonnen, sondern einer parteiexternen und somit breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Kritiker_innen der Studie mögen sich über die Methodik, fehlende statistische Daten etc. empören und somit — zumindest teilweise — die Studie als solche anzweifeln. Sie empören sich jedoch am Kern vorbei. 
  
Die entscheidende Frage ist für mich der Umgang mit den Ergebnissen. Statt sich inhaltlich mit der Kritik auseinanderzusetzen und eine längst notwendige Debatte zu beginnen, wird auch von Ullrich der Studie auf formaler Ebene Wissenschaftlichkeit abgesprochen, wird „kritiklose Überidentifikation“ erklärt und diese im Folgeschritt Kritiker_innen bspw. der Boykottaufrufe, aber auch den Autoren der Studie unterstellt. Fast ließe sich vermuten, dass versucht wird, Kritiker_innen als kritikunfähig, da „überidentifiziert“ und nur zur „selektive(n) Aufmerksamkeit mit jüdischem Opferstatus“ fähig darzustellen. Die Folge wäre die Diskreditierung der Kritik und der Versuch der Rückkehr in „vorsalzbornsche“ Zeiten. 
  
Ein Ausweichen also. Ein Ausweichen vor Realitäten, die weder von der Gesamtheit der Partei noch von ihrer Mehrheit getragen werden. Trotzdem Realitäten, deren Existenz bisher nicht oder nur ansatz- weise debattiert wird. Diese Debatte ist jedoch meines Erachtens die Herausforderung der Studie — der eigentliche Kern. Eben, dass es, ebenso wie in allen anderen Parteien, Antisemitismus gibt. Dabei geht es in der LINKEN nicht vorrangig um den so bezeichneten „klassischen Antisemitismus“, sondern um Antizionismus, um Israel-Kritik, die zumindest teilweise antisemitische Stereotype enthält. 
  
Der Fakt an sich ist weder neu, noch bietet die Veröffentlichung der Studie den Anlass zur Empörung. Diese wäre längst wegen des Faktes an sich notwendig gewesen. Ebenso notwendig, wie eine wahrnehmbare innerparteilich geführte Debatte. Dazu ist es nicht Voraussetzung, den Komplex des Nahost-Konfliktes zu verstehen noch eine deutliche Positionierung „pro“ oder „contra“ inne zu haben. 
  
Es geht nicht um den Nahost-Konflikt. Es handelt sich nicht um einen Nebenschauplatz, den man zugunsten vielfältiger weiterer politischer Prioritäten vernachlässigen kann. Es geht um Eliminierungsphantasien gegen den Staat Israel. Es geht um die Gleichsetzung israelischer Politik mit der Judenverfolgung und -vernichtung im Nationalsozialismus. Es geht um die Zusammenarbeit mit faschistischen und islamistischen Organisationen. Es geht um Antisemitismus in einem Teilbereich der Gesellschaft, in dem wir interagieren und der sich emanzipatorischen, fortschrittlichen und humanistischen Werten verschrieben hat. Es geht um Antisemitismus in der LINKEN und damit um Grundpositionen linker Politik, die immer wieder einer Überprüfung zu unterziehen sind und die sowohl im theoretischen Diskurs als auch im praktischen Handeln erkennbar sein müssen. Wer dazu schweigt, weicht aus. 




für marx21!

Neues aus dem Linkenstadl

Kolja Möller

Kritik an den gesellschaftlichen Verhältnissen kann nach hinten losgehen. Deshalb holt Karl Marx im „Manifest der Kommunistischen Partei“ zum Rundumschlag gegen andere linke Strömungen seiner Zeit aus. Kapitalismuskritik mit dem Ziel „die alten Verhältnisse wiederherzustellen“ findet Marx unerträglich. Deshalb hat die Kommunistische Partei eine doppelte Aufgabe: Sie muss sich in die sozialen Auseinandersetzungen einmischen. Sie hat dort aber nicht die Pflicht, alles nachzuplappern, was andere erzählen, sondern soll für „klares Bewusstsein“ sorgen. Aufklärung lautet also das Programm. Diese Andeutungen wurden später zum wissenschaftlichen Sozialismus verdichtet. Das antikapitalistische Projekt ergibt sich nicht aus moralischer Überlegenheit, Betroffenheit oder den eigenen Vorurteilen. Statt Laberei am Stammtisch über die Ungerechtigkeiten der Welt steht die Analyse und Kritik der kapitalistischen Gesellschaftsformation im Zentrum linker Politik. Dass der wissenschaftliche Sozialismus schließlich zum autoritären Wahrheitsprivileg der Partei geführt hat, soll an dieser Stelle nicht verschwiegen werden. Aber beim Blick auf den post-sozialistischen Charakter der Partei DIE LINKE, in der sich alle gegenseitig ihre Vorurteile übereinander ungehemmt mitteilen, drängt sich die Frage auf: Gibt es da nicht was zu retten? Wie steht es eigentlich um einen zeitgemäßen, marxistisch inspirierten Antikapitalismus? 
Wenn man sich die jüngste Diskussion um den Nahen Osten ansieht, tritt geradezu exemplarisch die post-sozialistische Problemlage hervor. Da gibt es selbst ernannte Parteilinke, die renitent bestreiten, dass es auf Seiten der Palästina- Solidarität überhaupt inakzeptable Positionen geben würde. Offensichtlich sind für sie latent antisemitische geprägte Kritiken an Israel unauffindbar. Und weil es sie nicht gibt, tun sie auch nichts dagegen. Der Ex-MdB der Linken Norman Paech hat an Deck der Gaza-Flottille im vergangenen Jahr konsequenterweise keine Workshops zu Friedensperspektiven im Nahen Osten angeboten. Im Gegenteil schwärmte er in einem Fernsehmagazin eine Woche später vom lebendigen „Basar“, der immer an Deck stattgefunden haben soll. Dass man dort an den meisten Ständen ein Pfund Verschwörungstheorie mit zwei Pfund religiösem Fundamentalismus kaufen konnte, interessiert die Bauchlinke erkennbar nicht. Sie setzt darauf, mit den Affekten gegen die schlechten Verhältnisse zu verschmelzen. Dass die Parteitage der LINKEN oft musikantenstadl-ähnlichen Klatschveranstaltungen gleichen, passt zu diesem Bild. Affekte werden von einer Kaste an Berufsbauchlinken für die Wiederwahl ausgebeutet. Das Parteivolk wird mit Affektmanagement beschallt und erkennt sich im moralischen Appell an die soziale Gerechtigkeit wieder. Kapitalismuskritik, die ihre Inspiration eher in romantischen Gedichten im Stile Joseph von Eichendorffs findet als im Marxschen Kapital, mischt sich mit den Taktiken zum Machterhalt im Stile Herbert Wehners. Der Etikettenschwindel floriert: Jüngstes Beispiel ist der MarxIsMuss-Kongress der innerparteilichen Strömung „Marx21“ im vergangenen Juni. YouTube-Aufzeichnungen sprechen eine klare Sprache. Gefühlt alle drei Minuten wird bei Nullaussagen laut gejohlt, um dann vom Katheder her zu begründen, wieso es voll radikal ist, trotz aller Bedenken Wahlkampf für den Berliner Senat zu machen. Und am Ende darf die „Theorie“-Riege der Posttrotzkisten erklären, wieso bei Marx nicht der Inhalt, bspw. seine Frühschriften oder seine Kritik der politischen Ökonomie zählen, sondern vor allem die Form: Marx hätte sich — so die Interpretationslinie — stets praktisch in sozialen Bewegungen engagiert. Drum sei ein guter Marxist natürlich vor allem jener, der es ihm nachtut. Also Zettelverteilen statt Bücherlesen, Klatschen statt Nachfragen, Eichendorff1830 und Wehner1973 statt Marx21. 
  
Diese Ausgangslage liegt auch an der Schwäche der innerparteilichen GymnasiastInnen, die stets die Komplexität der kapitalistischen Gesellschaftsformation herbeizitieren. Statt an einem zeitgemäßen antikapitalistischen Projekt zu arbeiten, das theoretisch auf der Höhe der Zeit ist und auch in eine praktische Politik zu übersetzen wäre, beschäftigt man sich lieber mit „strukturellem Antisemitismus“. Es geht darum nachzuweisen, dass jede Kapitalismuskritik, die nicht von starken werttheoretischen oder systemischen Annahmen geprägt ist, zum Antisemitismus neigt. Faszinierend ist der detektivische Fleiß, mit dem sich das antideutsche Lager daran erfreut, solche strukturellen Antisemitismen aufzuspüren und sodann der Öffentlichkeit zuzueignen. Das Handlungsfeld ist unermesslich groß: Schließlich sind die Keimformen antikapitalistischer Kritik zumeist nicht systematisiert. In praktischen Sozialbewegungen mischt sich meist alles Mögliche von reaktionär bis progressiv. Doch statt gerade hier, wie etwa Marx, Handlungsräume für eine aufklärerische Politik zu erblicken, gefällt sich der Gymnasiast lieber in einer Haltung, die man eigentlich von der reichhaltigen Historie der Seefahrertattoos kennt: Alles Fotzen außer Mami. Man begibt sich nicht ins Handgemenge, sondern liest lieber mit seinen GymnasiastenfreundInnen antideutsche Periodika und beschäftigt sich detailliert mit den einzelnen Grenzübergängen im Gaza-Streifen. Wie wäre es eigentlich damit, mystifizierende Kapitalismuskritik durch bessere abzulösen, Einführungsseminare in marxistische Theorie und Praxis anzubieten, Vorschläge zur Aufklärungs- und Bildungsarbeit zu machen und die Parteitagsbeschallung durch partizipativere Formate zu ersetzen? Die Gymnasiasten verpassen es leider, der Bauchlinken genau dort einen Schlag zu versetzen, wo sie es wirklich verdient: Dass sie weder eine adäquate Systemkritik noch eine systemkritische Parteipraxis parat hält. Marx21 is still to come. 




fragen an sender jerewan

Antisemitismusvorwurf und Nahostkonflikt

Stefan Gerbing
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	Jerewan in der Nachmittagssonne
	Carl Fredlund (CC BY-NC 2.0)


Antisemitismus im Zusammenhang mit dem Nahostkonflikt wird in Teilen der LINKEN nach dem Prinzip von alten Ostblock-Witzen verhandelt: Frage an Sender Jerewan: Ist die Partei gegen Antisemitismus? Im Prinzip ja, solange man ihn nicht definieren muss. Da in der LINKEN fast nie Kriterien genannt werden, wann uerungen ber Israel in antisemitisches Ressentiment umschlagen, kann jede Kritik an tatschlich antisemitischen Positionen abgebgelt werden. Die Absolution wird von der Bundestagsfraktion unter der berschrift Kritik an israelischer Regierungspolitik ist kein Antisemitismus erteilt: Wir werden als Linke weiterhin die Politik der israelischen Regierungen gegenber den Palstinenserinnen und Palstinensern ffentlich kritisieren [] Es ist nicht hinnehmbar, wenn einer derartige[n] Kritik [] mit dem Vorwurf des Antisemitismus begegnet wird. (Beschluss vom 28.7.2011) Richtig wre: Nicht jede Kritik an der israelischen Regierung ist antisemitisch. Das behauptet allerdings niemand. Das Netzwerk Marx21 meint, dass Antisemitismus seit den 1950er Jahren auf dem Rckzug sei. (http://marx21.de/content/view/1444/32/) Wenn man Antisemitismus auf Judenfeindschaft, religisen Antisemitismus, Rasse-Antisemitismus des 19. Jahrhunderts oder des NS reduziert, kann man zu dieser Auffassungen kommen. Seit 1945 gibt es eine Tabuisierung offen antisemitischer Aussagen. Sich von diesen Formen zu distanzieren ist ein Leichtes. Nach der Grndung Israels 1948 entstand jedoch ein neuer Antisemitismus, der Israelkritik mit Bildern des alten Antisemitismus oder der Relativierungen des Holocaust kombiniert. 

Orientierung fr Kriterien antisemitischer Kritik knnte die Definition des European Monitoring Centre on Racism and Xenophobia sein. Sie benennt: die Anwendung doppelter Standards, indem an Israel Verhaltensansprche gestellt werden, die von keiner anderen demokratischen Nation gefordert werden; die Anwendung klassisch-antisemitischer Symbole und Bilder fr die Charakterisierung Israels oder der Israelis; der Vergleich der aktuellen Politik Israels mit jener der Nazis; die Behauptung einer Kollektivverantwortung von Juden gegenber der Politik des Staates Israel; falsche, entmenschlichende, dmonisierende oder stereotype Anschuldigungen gegen Juden; der Vorwurf gegenber dem Staat Israel, den Holocaust bertrieben darzustellen. Auch wenn man diese Kriterien akzeptiert, mag es unterschiedliche Meinungen darber geben, ob die Verharmlosung des Raketenbeschusses aus dem Gazastreifen auf Israel Ausdruck von doppelten Standards ist. Es ist eine Einschtzungsfrage, ob Menschenrechtsverletzungen und Terroranschlge von Organisationen wie Hamas oder PFLP (Volksfront zur Befreiung Palstinas) in der Linken im selben Mae kritisiert werden, wie Menschenrechtsverletzungen Israels. Der Verdacht drngt sich jedoch auf, dass mancher die Diskussion ber Kriterien aus gutem Grunde scheut. Denn wenn LINKEN-Stadtrat Hermann Dierkes die Opfer des Vernichtungsfeldzuges gegen die Sowjetunion gegen die Ermordeten der Shoah rechnet (und die die Babijar und andernorts ermordeten Juden zu Sowjetbrgern und Nichtjuden erklrt) oder Stefan Ziefle erklrt, dass der israelische Staat berflssig sei (siehe nebenstehende Dokumentation), wird aus dem eingangs zitierten Witz bitterer Ernst. Frage an Sender Jerewan: Werden in der Linken antisemtische Positionen vertreten? Im Prinzip 




beliebte vorurteile in der antisemitismusdebatte

prager frühling widerlegt

Redaktion prager frühling
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	Wenn ich nich hier bin, bin ich auf dem Frauendreck
	Karsten Niemann (CC BY-NC-ND 2.0)



Das ist eine Kampagne der Parteirechten ...
  
Gerne wird behauptet, dass der Kampf gegen Antisemitismus in der LINKEN nur eine Kampagne der Parteirechten wre. Aber ist es denn links, zu Antisemitismus zu schweigen? Rassistische uerungen wrde man selbstverstndlich auch nicht in den eigenen Reihen dulden  ganz egal, welchem Flgel der Partei, der- oder diejenige zuzurechnen wre. Deshalb ist es schon gewagt, den Kampf gegen linken Antisemitismus als rechts zu bezeichnen.
 
Aber es gibt noch ein grundstzliches Problem mit dem Argumentationsmuster Das ist nur eine Kampagne von . Mit diesem Argument entzieht man sich der inhaltlichen Auseinandersetzung, weil man nicht mehr ber die Frage Was genau ist linker Antisemitismus? oder Was ist berechtigte oder gar notwendige Kritik an der Politik Israels? streitet, sondern nur noch um die mglichen Motive derjenigen, die eine politische Diskussion dazu einfordern.
 
Der eigentliche Grund, das Thema Antisemitismus in der Linken der Parteirechten zuzuweisen, ist deshalb wohl ein anderer. Auf diese Weise kann man sich gegen die Problematik immunisieren, weil gleich auf die Interessensgeleitetheit des Gegenbers verweisen wird. Das ist dann im politischen Machtkampf praktisch, aber leider kein Beitrag zur inhaltlichen Debatte. Auf diese Weise zerstrt man berdies jede innerparteiliche Diskussionskultur und ernsthafte Auseinandersetzung mit einem sensiblen Thema.
   
 weil sie um jeden Preis regieren wollen.
  
Ob das Regierungslager in der LINKEN diese Frage tatschlich dazu nutzen will, die Partei regierungsfhig zu machen, wre unabhngig vom Wahrheitsgehalt der Behauptung egal, wenn der regierungskritische Flgel der Partei diesen Zusammenhang nicht durch stetige Behauptung erst konstruieren wrde. Die Strategie der Reformer liefe nmlich schlicht ins Leere, und das, obwohl sogar Gregor Gysi positiv auf die Staatsrson Bezug genommen hat, die im Nahostkonflikt zu beachten sei.
 
Unterlegt wird die These damit, dass, wer nicht auf Seite der PalstinenserInnen, wohl auf der des US-Imperialismus stehe. Und wer regieren wolle, msse daher Deutschlands Rolle als dessen Vasallen akzeptieren. Leider zeigt sich hier ein altbackener Imperialismus-Begriff aus Zeiten des Kalten Krieges, statt ein Verstndnis der heutigen multiimperialen Welt. Richtig ist aber: Die Frage der Regierungsfhigkeit wird seit jeher in der Auenpolitik entschieden. Sie wird an der Frage entschieden, wie es eine Partei mit Bundeswehreinstzen im allgemeinen und mit der NATO im besonderen hlt; also, wie sie es mit den geostrategischen Ambitionen Deutschlands und der EU  nicht der USA, nicht Israels, nicht Palstinas  hlt. Die GegnerInnen von Regierungsbeteiligungen sollten sich daher lieber diesen Themen zuwenden, statt die Debatte um Antisemitismus und den Nahostkonflikt zur symbolischen Richtungsentscheidung aufzublasen.
   
Die Ein-Staaten-Lsung wre eine friedliche Lsung.
  
Stellen wir uns rein hypothetisch folgende Positionierung vor: Ostpreuen und Schlesien sind alte deutsche Gebiete. Wir fordern daher das Rckkehrecht aller nach dem 2. Weltkrieg vertriebenen Deutschen in einem gemeinsamen deutsch-polnischen Staat. Selbstverstndlich werden den Polen alle Menschenrechte im gemeinsamen Staat gewhrt, aber sie werden auch angehalten, fr die RckkehrerInnen Platz zu schaffen.
 
Wir sind uns einig: das wre absurd, ja eine Aufforderung zum revanchistischen Krieg! Israel wird hingegen ganz selbstverstndlich zugemutet, seine Existenz als jdischer Staat zugunsten eines gemeinsamen israelisch-palstinensischen Staates aufzugeben  und dies vor dem Hintergrund der Erfahrung von Verfolgung und Mord. Die Forderung nach einem gemeinsamen Staat ist deshalb nicht nur illusionr, sondern muss sie fr die Bevlkerung Israels als Aufforderung zum Krieg gegen Israel verstanden werden. Wer in diesem von gegenseitigem Hass und Misstrauen geprgten politischen Klima die Auflsung Israels in einen von Palstinensern dominierten Staat vorschlgt, will daher  selbst wenn es anders gemeint ist  Gewalt und Krieg weiter zementieren. Das Pldoyer fr eine Einstaatenlsung ist daher faktisch ein Pldoyer fr die Fortsetzung des kriegerischen Alptraums.
 
Soll es im Nahen Osten Frieden geben, braucht es zwei souverne und konomisch lebensfhige Staaten, die sich langfristig durch kulturelle und wirtschaftliche Verflechtungen vielleicht einmal zu einem Staatenbund zusammen schlieen mgen. Das ist aber leider gerade nur ein schner Traum.
   
Als Linker kann man doch nicht Antisemit sein.
  
Wenn bei einer Flugzeugentfhrung einer deutschen linken Stadtguerillagruppe alle Geiseln frei gelassen werden auer den jdischen, kann man dann noch sagen, dass ein Linker kein Antisemit sein kann? Das Beispiel Entebbe 1976 zeigt, wie kurz der Weg von einem verkrzten, bedingungslosen und antizionistischen Antiimperialismus zum mrderischen Antisemitismus ist.
 
In den 1970er Jahren durfte sich noch der Linken zurechnen, wer Juden selektierte, heute gehrt offensichtlich noch zur Linken, wer den Holocaust im neurechten Sprachstil als deutschen Schuldkomplex relativiert oder die Linke, die das Existenzrecht Israels verteidigt, als politisch korrekte Linke verballhornt. Aber von Werner Pirker, der von der kriegerischen Existenzform Israels spricht oder es in nahstlicher Aktionseinheit mit den USA zum Gravitationszentrum des imperialistischen Krieges imaginiert, ist anderes nicht zu erwarten. Aber warum darf ein antisemitischer Querfrontler wie er weiter in einer Zeitung wie der jungen Welt schreiben?
 
Zweifelhaftes gibt es auch diesseits der jungen Welt: Hermann Dierkes, Fraktionsvorsitzender der LINKEN in Duisburg, verteidigt munter Boykottaktionen gegen israelische Waren. Bei solchen Linken muss man mit dem sterreichischen Kommunisten Walter Baier feststelllen: Vor allem msste aber der Satz, man knne als Linker nicht Antisemit sein, neu formuliert werden: Man hrt als Antisemit ganz sicher auf, ein Linker zu sein.
   
Die Gaza-Flottille ist eine humanitre Aktion.
  
Ein Argument fr die Flottille lautet: Sie sei eine rein humanitre Aktion. Aber gab es tatschlich keinen anderen Weg, die Hilfsgter zu den von der Blockade Betroffenen zu bringen? Israel hatte damals angeboten, die Gter im Hafen zu lschen und dann nach Gaza zu transportieren. Dies wurde jedoch von der Hamas abgelehnt. Hintergrund des israelischen Angebots war die Sorge, dass sich unter den Hilfsgtern auch Waffen befanden. Diese Sorge ist nicht unbegrndet: Schlielich wurden vom Gaza-Streifen wiederholt Raketen auf israelische Zivilisten abgefeuert.
 
Schon bei der ersten Flottille htte es also einen weniger eskalativen Weg gegeben. Inzwischen ist zumindest fr den Personenverkehr der Grenzbergang Rafah zwischen Gaza und gypten geffnet. Nach einem Zwischenfall wurde dieser brigens geschlossen und es war die palstinensische Seite, die die Schlieung mehrere Tage aufrecht erhielt, auch nachdem gypten sie bereits aufgehoben hatte.
 
Auch folgender Umstand rckt die Motive der Flottillen-Organisatoren in ein fragwrdiges Licht: Vor der Aktion bat die Familie des von der Hamas inhaftierten israelischen Soldaten Gilad Schalit die Flottillen-Organisatoren, dem Entfhrten Lebensmittel mitzunehmen und die Hamas fr Schalits Freilassung zu gewinnen. Im Gegenzug bot sie an, das Free-Gaza-Movement gegenber der israelischen Regierung zu untersttzen. Laut dem Anwalt der Familie wurde dies abgelehnt. Eine rein humanitre Aktion htte anders gehandelt.
   
Von der Beteiligung der Hamas wussten wir nichts.
  
Ein weiteres Argument fr die Gaza-Flottille lautet, es habe sich um eine politische Demonstration gehandelt. Gerade, wenn man ein politisches Zeichen setzen mchte, sollte man prfen, mit WEM man es setzt. Bei den Montagsdemos gegen Hartz IV war es eine Selbstverstndlichkeit, die Beteiligung der NPD zu verhindern. Wir wollten das Zeichen Weg mit Hartz IV! eben nicht gemeinsam mit Neo-Nazis setzen. Eine solche klare Grenzziehung zu fragwrdigen Organisationen wird jedoch bei der Flottille unterlassen.
 
So ist eine der treibenden Krfte der Flottille die islamische Organisation IHH, die als Vorfeldorganisation der Hamas gilt. IHH-Chef Blent Yildirim sprach offen Israel das Existenzrecht ab: Wir haben keine Problem mit Juden, aber wir haben ein Problem mit einem Platz.  Unser Problem ist der Zionismus, der wie ein Virus die Menschheit befallen hat. (http://www.memri.org/report/en/0/0/0/0/0/833/5185.html)
 
Zur Entkrftung des Vorwurfs, es habe bei der Abfahrt einiger Schiffe antisemtische Gesngen gegeben, wird lediglich argumentiert: Das habe man nicht mitbekommen, weil man andernorts abgefahren sei. Jedoch: Auch wenn die Schiffe an unterschiedlichen Orten starten, sind sie in der politischen Demonstration Teil derselben Flottille. Insofern gilt es kritisch zu prfen, wem man mit seiner eigenen Bekanntheit moralische Deckung gibt. Also Augen auf bei der Bndnispolitik!




für ein neues zeitregime!

Irrwege und Auswege im zeitgenössischen Feminismus

Katja Kipping und Kolja Möller

Öffentlich sichtbar sind gegenwärtig Fragen der Geschlechtergerechtigkeit vor allem dadurch, dass erfolgreiche Frauen auf Blockaden stoßen. Sei es auf die Männerbünde in den Vorständen der DAX-Konzerne oder auf Probleme in der Vereinbarung von Karriere und Kindererziehung. Um diese Problemlagen entstehen in den Medien Role-Models, also Vorbilder, die sich seit einigen Jahren im Feuilleton im Begriff der Alpha-Mädchen kristallisieren. Den Männerbünden setzten die Alpha-Mädchen Frauennetzwerke entgegen. Auf die klassische Frauenbewegung jedoch guckt die Erfolgsfrau skeptisch. Zwar wurde viel erreicht, aber mit den klassischen Sujets sowie mit strukturellen Lösungsansätzen will man nichts zu schaffen haben.   
Linke Beiß-Reflexe gegen Alphamädchen 
 
Linke Kreise wiederum reagieren häufig mit einem Beiß-Reflex gegen die Alpha- Mädchen oder gegen Autorinnen wie Bascha Mika, deren Buch den provokanten Titel „Die Feigheit der Frauen“ trägt. Ihnen gehe es — so die Kritik — nur um individuellen Erfolg. Dabei gerieten Forderungen nach sozialen Infrastrukturmaßnahmen oder nach Lohngerechtigkeit ins Hintertreffen. Der aufstiegsorientierten Lebenskunst wird das kollektive Handeln solcher Frauen entgegengesetzt, die eben nicht auf dem Chefsessel, sondern an der Kasse bei Schlecker sitzen. Viel wichtiger als die Frage, wer im Chefsessel sitze, sei schließlich die Abschaffung der Chefsessel. Während die einen also darauf setzen, das Problem durch kollektive Infrastrukturmaßnahmen, wie ein flächendeckendes Kita-Netz, in den Griff zu bekommen, konzentrieren sich die anderen auf Lebensführungsmodelle, die Rollenmuster sprengen. 
  
Unproduktive frontstellung 
 
Wir halten diese Frontstellung für unproduktiv. Beide Ansätze, sowohl der sozialdemokratische Feminismus als auch der rein individualistische Erfolgschauvinismus, tendieren dazu, in Spielarten der — wenn auch unbeabsichtigten — Komplizenschaft mit dem Patriarchat zu kippen. Denn die Alpha-Mädchen spielen mit der auf ihren individuellen Erfolg begründeten Absage an strukturelle Lösungen dem Patriarchat in die Hände. Da einige es ja geschafft haben, sind die anderen Frauen offensichtlich selber schuld. Während die Beiß-Reflexe gegen den Griff nach den Chefsesseln wiederum wunderbar die patriarchalen Ressentiments gegen Karriere-Frauen bedienen. Zudem lassen sie unberücksichtigt, dass der Widerstand gegen Aufstiegsblockaden kein individuelles Phänomen ist. Eventuell haben die Alpha-Mädchen ja ein kollektives Bewusstsein, auch wenn es sich nicht in den klassischen Formen der Politik artikuliert? Zentral ist also die Frage der politischen Artikulation. Es muss gelingen, einen gemeinsam geteilten Deutungshorizont zu etablieren, der Aufstiegs- und Vereinbarkeitsblockaden in eine Kritik der patriarchalen Gesellschaft einbettet. Vom italienischen Kommunisten Antonio Gramsci können wir lernen, dass die jeweilige gesellschaftliche Hegemonie nicht ausschließlich von Massenkämpfen herrührt. Vielmehr geht es auch um Lebensformen, um Fragen der Lebensführung und ihrer öffentlichen Repräsentation. Diese Lebensformen sind allerdings von der Kooptation, also ihrer Einbindung in den herrschenden Machtblock nicht gefeit. Kurzum: Ein zeitgemäßer Feminismus geht nicht ohne Modelle der Lebensführung und in diesem Kontext werden Frauen in Chefsesseln eine Rolle spielen müssen. Wenn linke Politik Karrierefra- gen beständig kollektiv beleidigt, gibt sie diese lediglich der neoliberalen Artikulation preis. 
  
Arbeitsteilung und Zeitregime 
 
In der Forderung nach einem neuen gesellschaftlichen Zeitregime, liegt eher das Potential, Fragen der Lebensführung von links her zu politisieren und Maßnahmen der sozialen Infrastruktur so kulturell einzubinden, dass sie auch tatsächlich eine anti-patriarchale Wirkung entfalten. Die letztlich entscheidende Frage stellt sich nun einmal — wie schon bei Marx — entlang der Arbeitsteilung und der Verfügung über die Zeit. Konkret geht es uns um die radikale Verkürzung der Arbeitszeit in Verbindung mit einer Umverteilung der verschiedenen Tätigkeitsformen zwischen den Geschlechtern. Dafür sind freilich politische Reformen erforderlich, aber ebenso eine kulturelle Revolution, die von der Zentralstellung der Erwerbsarbeitszeit abrückt. Solange die 70-Stunden-Arbeitswoche dominiert, sind Vereinbarkeiten unmöglich zu realisieren und werden aufs soziale Umfeld, etwa Lebenspartner_innen, abgewälzt — zumindest, wenn die Eltern pflegebedürftig werden oder die Kindererziehung ansteht. Das ist auch eine Frage der Intensität. Das Abhaken der zuvor von der Partnerin erstellten To-Do-Liste im Haushalt als auch Unterlassungssünden in Entscheidungsgremien, mit der Ausrede, man könne sich nun mal nicht gegen die Männernetzwerke durchset- zen, sind weit von wirklicher gemeinsamer Gestaltung der verschiedenen Produktionssphären entfernt. Gefragt ist vielmehr die Übernahme von wirklicher Verantwortung und wirklichem Gestaltungswillen im jeweiligen Produktionsbereich. Ein neues Zeitregime würde auch eine Emanzipation der Männer denkbar machen. Denn Infrastrukturpolitik alleine wird wenig daran ändern, wer die Windeln wechselt und die Einkäufe erledigt. Davon zeugen die Erfahrungen der DDR. Im neuen Zeitregime hätten hingegen alle etwas zu gewinnen: Karrierefrauen Aufsichtsratsposten, von Burn-Out-Syndromen geplagte männliche Workoholics eine Emanzipationsperspektive vom Steigerungszwang, Kassiererinnen bei Schlecker humanere Arbeitsbedingungen und Freiräume. 




trennungszeit

Israelische und internationale Linke sollten sich eine Auszeit gönnen

Yossi Gurvitz
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	So sieht Trennung aus
	Jo Christian Oterhals (CC BY-NC-ND 2.0)


Ein Merkmal der Berichterstattung ber die israelischen J14-Sozialproteste im Sommer dieses Jahres waren die langen Gesichter bei vielen Friedensaktivist_innen: Aber  aber  aber  ihr redet ja gar nicht ber die Besatzung, beschwerten sie sich bei den demonstrierenden Israelis. Die Proteste wurden immer grer und die internationalen Aktivist_innen immer bitterer. 

Whrend der dritten oder vierten Woche der Proteste schrieb einer von ihnen, es sei ein Kampf um die Preise von Httenkse. Ich habe ihn freundlich dazu eingeladen, in der PR-Abteilung von Netanyahu anzufangen. Er war sehr beleidigt und ich hoffe aufrichtig, dass er mir nicht verzeihen wird; denn die Kritik von vielen internationalen linken Aktivist_innen an der J14-Bewegung hnelte denen der ffentlichkeitsabteilung der Regierung Netanyahu. Uns wurde erklrt, dass es sich um Proteste von Menschen handele, die im Luxus lebten und wir es versumt htten, uns mit der einzigen Sache, die es hier gebe, zu beschftigen. Netanyahus Bro htte diese einzige Sache wahlweise den Zweiten Unabhngigkeitskrieg oder den Zweiten Zionistischen Krieg genannt; die internationalen linken Aktivist_innen nennen es einfach Besatzung.
 
Je strker die Proteste wurden, desto bitterer wurden die Aktivist_innen und verwendeten viel Zeit auf Spott. Dieses Verhalten wirft zwei Fragen auf: Erstens, was sind es fr Linke, die so viel Energie aufbringen gegen den Versuch eine sozialdemokratische Politik durchzusetzen, die in der Vergangenheit sehr viel zu einer Annherung von Israelis und Palstinenser beigetragen hat? Gegen die einzigen Proteste, die es im letzten Jahrzehnt gegeben hat und bei der palstinensische Redner_innen vor einigen hunderttausend Juden und Jdinnen sprachen. Die zweite Frage ist: Was zur Hlle ist mit eurem Sinn fr Solidaritt geschehen? Warum ist es nicht mglich, dass ihr etwas guten Willen den Menschen gegenber zeigt, die Seite an Seite mit euch in der West Bank gestanden und gemeinsam mit Euch riesige Mengen Trnengas inhaliert haben?
 
Die deprimierende Antwort ist, wir haben es offenbar nicht mit Linken, sondern mit palstinensischen Rechten zu tun. Sie leiden unter ihrem Tunnelblick: Alles, was sie sehen, ist die Besatzung. Als gbe es kein Israel jenseits dessen, als wrden hier keine Menschen leben und atmen und lieben und sterben, die auch andere Dinge im Kopf haben. Die unaufhrliche Forderung an die Protestbewegung, ber die Besatzung zu sprechen, lsst den Verdacht aufkommen, dass es nur um eins geht: Die Spaltung der Protestbewegung. Denn dann sind wir wieder rein und gerecht. Zugegeben, wir wren dann wieder nur ein Dutzend Leute, aber ideologische Reinheit schlgt alles.
 
Das bedeutet natrlich, dass diese Menschen kein Interesse daran haben, irgendeine Art von Ziel zu erreichen. Denn dann mssten sie Bndnisse schlieen und die Fhigkeit entwickeln, mit der israelischen ffentlichkeit zu kommunizieren. Die Aktivist_innen wollen sich nur gegen die Besatzung engagieren, was sie moralisch gut aussehen lsst und ihnen viel kulturelles Kapital einbringt. Man fragt sich, was sie machen, wenn der Konflikt beendet ist und die besten Jahre ihres Lebens darber vergingen. Sie sehen sich nicht als Partner eines innerisraelischen Kampfes, weil sie davon ausgehen, dass Israelis unter einer Erbsnde leiden. So lange sie sich nicht wie Lady Macbeth von ihrer Schuld befreien, das Bergewand anziehen und singen Wir haben gesndigt, habt Erbarmen, sind sie der Gerechtigkeit nicht wrdig. Wir reden nicht von Menschen, sondern von Pappfiguren in einem moralisierenden Rhrstck. Das Repertoire der Charaktere ist berschaubar: Wir haben den bewussten Mittter des Verbrechens; wir haben den Snder, der die Snde verleugnet (oft von einem Schauspieler gegeben, der in anderen Stcken als Golem auftritt). Und schlielich haben wir den geluterten Snder, der von der heiligen Jungfrau Maria Marvi Marmara erleuchtet wurde. Dieser versucht nun die Menschen von Sodom davon zu berzeugen, dass ein groer Meteor kommen wird am schrecklichen Tag des Jngsten Boykott-Gerichts. Manchmal kreuzigen ihn die zornigen Einheimischen und damit ist die Rolle perfekt. Verdammt  die Moralstcke des Mittelalters waren anspruchsvoller.
 
Jetzt wo alles so klar und einfach ist, verrgert jede Abweichung vom Skript die Regie. SchauspielerInnen sollen schlielich keine eigene Meinung haben. Sie sollen keine alleinerziehende Mutter sein, die irgendwie ber die Runden kommen muss, bevor sie sich ber das Schicksal der PalstinenserInnen Gedanken macht. Sie sollen kein erfolgreicher Ingenieur sein, der, nachdem er Vater geworden ist, herausfindet, dass er noch viel, viel mehr arbeiten muss, wenn er berleben will. Sie sollen kein Polizist sein, der seine Schicht in einem Stck berleben mchte und dabei seine Frau meidet, weil er ihr nicht wieder und wieder erklren mchte, warum er sich keinen besser bezahlten Job sucht. (Was so ziemlich jeder Job auer Unterrichten wre.) Sie sollen kein Polizist sein, der von den Demonstrierenden hrt: Hey Bulle, Bulle! Auch Du verdienst, es besser zu haben!
 
Diese Komplexitt die jeder, der hier aufgewachsen ist, versteht, wird von denen nicht anerkannt, die Israel nur aus Gerchten und von den Masken, die sie fr sich selbst gebastelt haben, her kennen. Zudem beschweren sich internationalen Aktivist_innen darber, dass auf der offiziellen Homepage der Protestbewegung die Golanhhen als Teil von Israel bezeichnet werden. Oh Grauen, oh Grauen.
 
Exkurs: Die Golanhhen wurden 1981 von Israel annektiert. Keine andere Regierung erkennt dies an. Die meisten Israelis jedoch, vor allem die Jngeren, halten sie fr einen Teil Israels. Jeder, der die Rckgabe der Golanhhen an das Assad-Regime als die oberste Prioritt der Sozialproteste betrachtet, versteht nichts von Israel oder versucht willentlich, die Protestbewegung zu spalten. Kurz: Er passt hervorragend in Netanyahus Lager.
 
Solidaritt erfordert harte Arbeit. In den 1880er und 1890er Jahren waren es Farmer im Mittleren Westen der USA, die verstanden hatten, dass sie von beiden Seiten aufs Kreuz gelegt wurden. Die Republikaner kmmerten sich um die Interessen der groen Firmen, die Demokraten waren damit beschftigt, sie von der schwarzen Arbeiter_innenklasse zu trennen. Das Ergebnis dieser Erkenntnis war ein kurzer Frhling antirassistischer Verbrderung. Die Kooperation von Schwarzen und Weien gegen das Establishment fand ihren Hhepunkt, als hunderte weie Farmer ausritten, um einen schwarzen Gewerkschafter vor einer Bande des Ku-Klux-Klan zu beschtzen. Das Bndnis hielt nicht lange stand, der Druck war zu gro. Einige Jahre spter waren viele der Farmer selbst pleite und gingen zum Klan. Es ist sehr leicht, uns hassend zu machen. Auch wir erwarten von Israel, dass es die Besatzung beendet. Doch dafr muss sich das Leben der meisten Israelis so verbessern, dass sie berhaupt den Kopf heben und sich umschauen knnen, um zu sehen, was um sie herum geschieht. Jeder der sagt, dass die Protestbewegung nach sechs Wochen eine 44 Jahre dauernde Besatzung beenden und siebzig Jahre zionistischer Indoktrination rckgngig machen soll, spricht mit gespaltener Zunge.
 
Israelis sind nie in Gleichheit ausgebildet worden. Der Charakter von Gleichheit ist ihre Universalitt. Die Geschichte lehrt uns wenig, aber sie lehrt uns, dass die Idee der Gleichheit, wenn sie einmal eingepflanzt wurde, uns nicht mehr locker lsst. Die Sklaverei war in den Vereinigten Staaten an dem Tag dem Untergang geweiht, an dem die Unabhngigkeitserklrung geschrieben wurde. Und seitdem die Palstinenser und die internationale Gemeinschaft aktiv sind, verkrzt sich die Wartezeit kontinuierlich. Aber noch einmal: Es gibt Leute, die sich dafr nicht interessieren. Es ist Zeit, unser Interesse an ihnen zu verlieren. Die israelische Linke hat sich in den dunklen Tagen der Regierung Sharons mit der internationalen Linken, den Friedensaktivist_innen verbndet. Nun ist es Zeit, nach Hause zu kommen. Die alten Verbndeten sind kaum noch ntzlich und richten viel Schaden an. Sie sehen uns nicht als Verbndete, hchstens als Marionetten. Es ist Zeit, sich fr diesen Gefallen zu revanchieren.
 
Und ja, sie werden weinen. Sie sind darin sehr gut. Wir haben Sharon berstanden, wir werden auch das berstehen.
   
Yossi Gurvitz ist Journalist, Blogger und Fotograph. Er schreibt u. A. fr die israelischen Publikationen Calcalist und das Portal Nana. Der Sohn orthodoxer Juden, erblickte, wie er schreibt, im Alter von 17 das Licht und wurde Atheist. Der Text erschien zuerst auf dem alternativen Online-Magazin 972. Der Name des Magazins spielt auf den Vorwahlbereich an, der von Israel und den palstinensischen Gebieten gemeinsam genutzt wird.




ein mann seiner zeit

Vom nicht-feministischen Abendroth dem feministischen Morgenrot entgegen

Lena Kreck
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	Auch Mann seiner Zeit: Michael Abendroth (auf Honda Type R - vermutlich nicht mit Wolfgang verwandt)
	realname (CC BY-NC-SA 2.0)


Wolfgang Abendroth war ein Mann seiner Zeit.  Dies ist wohl eine der charmanteren Antworten, fragt man nach dem feministischen Gehalt von Abendroths Denken. Der 1906 geborene Wolfgang Abendroth war bis zur Auseinandersetzung um die Sozialfaschismusthese Mitglied der KPD, er wurde von 1937 bis 1941 von den Nazis ins Zuchthaus gesperrt und war nach dem Krieg bis zu seinem Parteiausschluss 1961 Mitglied der SPD. Der politische Jurist und demokratische Sozialist hat sich nicht als Feminist hervorgetan. Er gehrte viel mehr zu denen, die der Meinung sind, dass sich mit der Klassenfrage auch die Frauenfrage erbrigen werde. Feminist_innen kruselt es an dieser Stelle die Zehenngel und Wut macht sich breit: Mssen wir wirklich auf das emanzipatorische Potential ganzer Staats- und Demokratietheorien verzichten, wenn sie auf dem geschlechtssensiblen Auge blind sind? Wer dazu nicht bereit ist, muss sich die Herausforderung stellen und geschlechtsblinde Theorien mit den geeigneten feministischen Sehhilfen pimpen. Doch geht das so einfach?  

Innerparteiliche Demokratie als Voraussetzung fr gesellschaftliche Demokratie
  
Wolfgang Abendroth hat sich unter anderem durch  gerade fr parteilich Gebundene besonders lesenswerte  berlegungen zu den Problemen innerparteilicher Demokratien1 hervorgetan. Seine These lautet: Innerparteiliche Demokratien sind Voraussetzung fr gesellschaftliche Demokratie. In der Wirklichkeit sah Abendroth aber vor allem drei Problemfelder, welche innerparteilicher Demokratie zuwiderlaufen: Erstens beeintrchtigt das Wechselverhltnis zur Wirtschaft innerparteiliche Entscheidungsprozesse. Zweitens verlaufen Willensbildungsprozesse nicht von der Parteibasis in die Fhrungsgremien, sondern viel mehr von oben nach unten. Drittens leidet die demokratische Legitimation der parlamentarischen Fraktionen, wenn diese sich ber die Fhrungsgremien, welche nicht ausreichend den Basiswillen abbilden, an die Partei koppeln.
 
Feministische Demokratietheorien werfen Theorien, die die Strukturkategorie Geschlecht nicht einbeziehen, vor, dass sie die Geschlechterhierarchisierung reproduzieren. Ein zentraler Kritikpunkt an geschlechtsblinden Theorien ist die fiktive Trennung zwischen einer ffentlichen und einer privaten Sphre, die auch von vielen fortschrittlichen Theoretiker_innen als selbstverstndlich vorausgesetzt wird. Dem ffentlichen wird der Raum der Politik, dem Privaten das Nichtstaatliche zugerechnet, wobei verkannt wird, dass es die Politik ist, die festschreibt, was ffentlich und was privat ist. An Beispielen mangelt es nicht: Nehmen wir den Zensus 2011, der von den Befragten verlangt, als intim empfundene Details dem Staat preiszugeben. Oder verdeutlichen wir es uns an der Diskussion um den Schwangerschaftsabbruch. Seit Jahrzehnten postulieren Frauen: Mein Bauch gehrt mir! Doch eine politische Mehrheit entscheidet anders und sanktioniert bis heute die weibliche Verfgungsgewalt ber den eigenen Krper. Diese Trennung zwischen Privatem und ffentlichem ist geschlechtlich besetzt. Das ffentliche ist mnnlich konnotiert, das Private weiblich. Daran ndern eine Bundeskanzlerin Angela Merkel oder ein Vater in Elternzeit nichts. Denn gemeint sind hier nicht die Individuen, denen ein Geschlecht zugeschrieben wird und die aus einem Bndel von Mglichkeiten Lebensentscheidungen fllen, sondern soziale Praxen, die an einer bipolaren, hierarchisierenden Zweiteilung der Geschlechter festhalten. Die Quintessenz ist: Zwar tut der Staat gerne so, als sei er geschlechtsneutral, doch damit steht er auf der Seite des Winner-Teams, nmlich auf der mnnlichen und reproduziert Tag fr Tag Geschlechterdifferenzen.
  
Neutralitt fhrt zu Reproduktion
  
Nun kann man Schlimm! sagen und der Meinung sein, es msse auch oder gar mehr feministische Wissenschaft und Politik betrieben werden. Wer sich aber im gleichen Atemzug mit einem feministisch gemeinten Nebensatz begngt, wird Teil des Problems. Wolfgang Abendroth zum Beispiel hatte groe Sorgen, die zweite Frauenbewegung wrde der Arbeiterbewegung den Rang ablaufen, obwohl er eine Gleichberechtigung der Geschlechter anstrebte. Aber er hat nicht gesehen, dass er mit seinem vermeintlich geschlechtsneutralen Denken, Geschlechterhierarchisierungen nicht aufbrechen konnte, sondern diese reproduziert. Allerdings mssen wir fair bleiben: Die feministische Theorie war zu Abendroths Lebzeiten noch in den Kinderschuhen und hatte noch nicht die richtigen Instrumente zum Pieksen eines progressiven, aber tatschlich nicht feministisch forschenden Mannes entwickelt.
 
Umso grer ist heute die Aufgabe, an Abendroth anzuknpfen und die Probleme der innerparteilichen Demokratien feministisch weiterzuentwickeln. Denn seine These, innerparteiliche Demokratie sei Voraussetzung fr gesellschaftliche Demokratie, berzeugt. Da ist die (in dieser Frage bisher ziemlich stille) feministische Demokratietheorie genauso gefragt, wie die Staats- und Demokratietheoretiker_innen des fortschrittlichen Lagers, die immer noch meinen, ohne die Strukturkategorie Geschlecht auszukommen. Und natrlich bringt die beste Theorie nichts, wenn die politischen Praxen ihr nicht entsprechen. Es muss also in der wissenschaftlichen wie politischen Auseinandersetzung die Frage erlaubt sein: Inwiefern sind Parteien geschlechtshierarchisierende Ordnungsfaktoren? Es geht an dieser Stelle nicht um Instrumente wie eine Frauenquote, die  wie die politische Realitt immer wieder zeigt  ein wichtiger Baustein zum Abbau von Geschlechterhierarchien ist. Dies darf uns aber nicht gengen! Deshalb muss es um eine feministische Politik gehen, die erkennt, welch stabilisierende Rolle selbst fortschrittliche Parteien bezogen auf gesellschaftliche Geschlechterungleichheiten einnehmen. Abendroths Kritikpunkten hinsichtlich der Defizite innerparteilicher Demokratie ist also zumindest die feministische Kritik hinzuzufgen. Etienne Balibar erklrt die Feminist_innen gar zur utopischen Rettung fr den Kommunismus durch die Desorganisierung von selbstreferenziellen Organisationsformen.2 Hier knnen sich Abendroths Problembeschreibung mit einer feministischen Kritik treffen.
 
Die Hausaufgaben sind also klar gestellt: Streiche zuerst alle wanna-be-feministischen Nebenstze. Formuliere dann feministische Hauptstze zum Problem der innerparteilichen Demokratien. Bearbeitungsvermerk: Begnge dich nicht damit, die Aufgabe theoretisch zu lsen, sondern gleiche sie immer wieder mit politischen Praxen ab.
  



Funoten
  
1 Wolfgang Abendroth, Das Problem der innerparteilichen und innerverbandlichen
 
Demokratie in der Bundesrepublik, in: Wolfgang Abendroth (Hrsg.), Antagonistische Gesellschaft
 
und politische Demokratie, Aufstze zur politischen Soziologie, 2. Auflage. Neuwied & Berlin 1972, S. 272-317.
 
2 Etienne Balibar, Eine utopische Rettung, Geschlechterverhltnisse und Parteiform, in: prager frhling 10, S. 41-42.




syntagma, puerta del sol, tottenham

Autoritäre Wende und Gespenster des Politischen in Europa

Lukas Oberndorfer
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Der Syntagma-Platz in Athen, die Puerta del Sol in Madrid und der Stadtteil Tottenham in London stehen emblematisch fr eine Renaissance der Kmpfe in Europa. Besetzung, Protest, Aufstand  die Gespenster des Politischen scheinen erneut die europische Bhne betreten zu haben. Die Hegemonie des Neoliberalismus ist brchig geworden. Das bedeutet nicht, dass die Herrschaft neo liberaler Politik durchbrochen ist  nichts beweist ihre Dominanz anschaulicher als die europaweiten Austeritts- und Sparprogramme  sondern, dass ihre Durchsetzung immer weniger auf den Konsens der Menschen trifft. Dass die Praxen zur Aufrechterhaltung der Machtverhltnisse neu zusammengesetzt werden, ist nicht nur den Bildern der Aufstandsbekmpfung zu entnehmen. So meinte der britische Premier David Cameron im Anschluss an die Vorflle in London: Wir brauchen einen Gegenschlag (...) Was auch immer die Polizei fr ntig hlt, wird ihr vom Gesetzgeber auch zur Verfgung gestellt.* 1 Die hegemoniale Phase des Neoliberalismus scheint nun auch im imperialen Zentrum an ihr Ende zu kommen. Zu seiner Aufrechterhaltung soll Zwang die wegbrechende Zustimmung ersetzen.   

Autoritres Wirtschaftsrecht 
 
Dieser Umstand lsst sich nicht nur an den Gewaltmitteln ablesen, die in den Stdten gegen Menschen zum Einsatz kamen, sondern auch an Manahmen auf hherer Mastabsebene. Zwar schmiedet das europische Staatsapparate- und Medienensemble an einer alternativen Erzhlung, die aufs Neue den Alltagsverstand erobern soll: Die multiple Krise des neoliberalen Kapitalismus wird als eine der Staatsschulden und der mangelnden Wettbewerbsfhigkeit reinterpretiert. Doch fr den Fall, dass das reaktualisierte Narrativ nicht greift, ist in den letzten Monaten eine beachtliche Apparatur an Zwangsmanahmen im Feld des europischen Wirtschaftsrechts in Stellung gebracht worden. Mittels der als Rettungsschirm bekannt gewordenen European Financial Stability Facility (EFSF) stellen die europischen Regierungen jenen Lndern, deren Re-Finanzierungskosten durch Krise und koordinierte Spekulation explodiert sind, Kredite zur Verfgung. Diese sind jedoch an eine strikte Konditionalitt gebunden. Nur gegen Umsetzung der mittlerweile allgegenwrtigen Strukturanpassungsprogramme werden die entsprechenden Geldmittel zur Verfgung gestellt. Nicht die gern bemhte europische Solidaritt treibt die Geberlnder dazu an. Vielmehr sollen die Kredite garantieren, dass alte Schulden bezahlt werden  bei Banken der europischen Exportweltmeister und Mitverursachern der Krise (vor allem Deutschland und sterreich). Allein die deutschen Banken halten griechische Staatsanleihen in der Hhe von mehr als 15 Milliarden Euro. Whrend sich die aufgeklrte Zivilgesellschaft und ihre Intellektuellen* 2 noch am Euro-Plus-Pakt abarbeiten, hat ein Thesenpapier aller europischen Staats- und Regierungschefs zur Frderung der europischen Wettbewerbsfhigkeit sich im Code der europischen Rechtsform ein beachtliches Paket zur Verschrfung des neoliberalen Konstitutionalismus zusammengeschnrt. Mit dem als Sixpack bezeichneten Bndel aus fnf Verordnungen und einer Richtlinie mchte die Europische Kommission im Bndnis mit den Staats- und Regierungschefs erstens den 1997 beschlossenen Stabilitts- und Wachstumspakt radikalisieren, zweitens durch ein Verfahren zur Vermeidung und Korrektur makrokonomischer Ungleichgewichte ergnzen und drittens entsprechende Sanktionen verschrfen beziehungsweise einfhren. Darber hinaus wird die Rolle der Europischen Kommission in den entsprechenden Verfahren massiv aufgewertet: In Zukunft soll die Brsseler Exekutive Entscheidungen, insbesondere auch die Verhngung von Sanktionen, de facto alleine treffen (Reverse Majority Rule). 
  
Hegemonie und Rechtsform 
 
Dass die europische Integrationsweise durch den Einbau von autoritren Regierungstechnologien von ihrem hegemonialen Pfad abkommt, lsst sich auch anhand der Art und Weise zeigen, wie die neuen Manahmen eingefhrt werden sollen. Diese verstoen nmlich gegen zentrale Kategorien der europischen Rechtsform. Unter brgerlich demokratischen Betriebstemperaturen werden gesellschaftliche Krfteverhltnisse in den Verfahren der Rechtsform in juristische bersetzt und hegemonial eingebunden. Die juridischen Intellektuellen, etwa des Europischen Gerichtshofs, werden so zu Organisator_innen eines feingliedrigen rechtsfrmigen Konsenses, der aufeinandertreffende Interessen in Form von Durchbrchen und darauf folgenden Zugestndnissen in einem langwierigen Prozess zu einem hegemonialen Projekt zusammenfgt. Eine der zentralen Charakteristika der Rechtsform ist daher, dass sie Hegemonie durch die Beachtung von Verfahren herstellt. Genau dies ist bei den Gesetzen, mit denen die europischen Regierungen den neoliberalen Konstitutionalismus verschrfen wollen, nicht der Fall. So verstt das Economic Governance Paket gegen die europischen Vertrge, da die Kompetenzgrundlage* 3 auf welche die Kommission ihre Vorschlge gesttzt hat, weder die neuen Sanktionen noch die Reverse Majority Rule vorsehen.* 4 Whrend der Vertrag von Maastricht Anfang der 1990er noch leicht die Mehrheiten fr eine Wirtschafts- und Whrungsunion erreichen konnte, die er auf die Einhaltung der Grundstze stabile Preise, gesunde ffentliche Finanzen und monetre Rahmenbedingungen sowie eine dauerhaft finanzierbare Zahlungsbilanz* 5 festlegte, ist die neoliberale Hegemonie heute brchig: Fr eine entsprechende Vertragsnderung sind die Mehrheiten nicht gesichert  daher wird sie umgangen. 
  
Gespenster des Politischen 
 
Die Neuzusammensetzung der Praxen zur Aufrechterhaltung der Machtverhltnisse hat durch die Dynamik der Krise und die Renaissance der Kmpfe an Geschwindigkeit gewonnen. Der Um stand, dass die autoritre Wende des neoliberalen Projektes auch auf dem europischen Terrain und unter Einsatz von rechtsfrmigen Attrappen vollzogen wird, fordert die Gespenster des Politischen heraus. Wollen die Bewegungen nicht Gefahr laufen, dass sich nationalistische Krfte in sie einschreiben und dadurch ihr Einbau in eine autoritre Wettbewerbsstaatlichkeit erleichtert wird, brauchen sie auch ein transnationales Programm der Transformation. Die drei zentralen Projekte des Neoliberalismus sollten dabei im Fokus stehen: Entdemokratisierung, Umverteilung und Konstitutionalisierung eines unbeschrnkten Eigentumsrechts. Ein Bruch mit der verfassungsrechtlichen Immunisierung der Politik des absoluten Eigentums htte die Streichung der Grundstze (siehe oben) und Zielregime (Maastricht-Kriterien; Indikatoren der Economic Governance) der Wirtschafts- und Whrungsunion zur Voraussetzung. Die sogenannten Marktfreiheiten (fr Waren, Dienstleistungen, Kapital und Arbeitskraft) mssten von einem System, das ihre Beschrnkung verbietet, zu Ansprchen gegen Diskriminierung umgebaut werden. Die Neuerfindung des ffentlichen durch eine gesellschaftlich verwaltete Infrastruktur des guten Lebens aller, sollte von allen Blockaden des Wirtschaftsrechts (insbesondere des Vergabe- und Beihilfenrechts) befreit werden. Die durch den Steuerwettbewerb in Europa befeuerte Umverteilung, die etwa dazu gefhrt hat, dass Unternehmen im Schnitt weniger als 10% Steuern zahlen, gilt es durch einheitliche Steuern fr Finanzmrkte (Finanztransaktionssteuer, Bankenabgabe etc.), Unternehmen (Krperschaftssteuer) und Vermgen (Kapitalertragsteuer) zu beenden. Allein die Hebung der europischen Demokratie auf brgerliches Niveau (eine umfassende europische Legislative bestimmt eine entsprechende Exekutive und kann eine nderung der Verfassung beschlieen) htte den Effekt, dass die Konstitution der Menschen zum Wettbewerbsvolk (wir Deutsche) durch nationalstaatliche Politiker_innen erschwert wre und sich gleichzeitig ein transnationaler Resonanzraum fr weitergehende Forderungen der Bewegungen konstituieren wrde. Syntagma, Puerta del Sol, Tottenham haben das Politische zurck auf die Pltze und Viertel der Stdte gebracht  nach Praxen und Transformationsperspektiven zum Spuk auf europischer Mastabsebene muss noch gesucht werden. 
  
*1 Spiegel-Online, Krawalle in England  Cameron droht Randalierern mit Gegenschlag, 10.08.2011. 
 
*2 Habermas, Ein Pakt fr oder gegen Europa?, Vortrag zur Diskussion am 6. April 2011, European Council on Foreign Realtions. 
 
*3 Art. 121, 126 und 136 des Vertrages ber die Arbeitsweise der Europischen Union (AEUV). 
 
*4 Siehe fr eine detaillierte Darstellung Oberndorfer, Eine Krisenerzhlung ohne Kompetenz  Economic Governance rechtswidrig?, infobrief eu & international 3/2011, S.7. 
 
*5 Art. 119 Abs. 3 AEUV. Die europische Integrationsweise kommt durch den Einbau von autoritren Regierungstechnologien von ihrem hegemonialen Pfad ab.




new deal für europa

Linke Intervention in Krisenzeiten

Andreas Hallbauer
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	Alter New Deal fr Amerika
	TheeErin (CC BY-SA 2.0)


Der Spiegel meldete vor Kurzem, dass eine Reihe ehemaliger europischer Regierungschefs einen Kurswechsel in der europischen Wirtschaftspolitik gefordert haben und sich statt neoliberaler Sparpolitik fr einen New Deal fr Europa einsetzen wrden. ber EU-Anleihen sollen Gelder eingesammelt werden, mit deren Hilfe Investitionen gettigt und auch Teile der Schulden von EU-Lndern wie Griechenland aufgekauft werden knnten.1 Mit dieser Initiative wird ein Teil der Vorschlge aufgegriffen, die der sterreichische Wirtschaftswissenschaftler Stephan Schulmeister im letzten Jahr in seiner Schrift Angesichts der groen Krise - ein New Deal fr Europa auch schon auf dem Kapitalismus-Kongress des DGB unterbreitet hatte.2 Das Bemerkenswerte an diesem Vorsto der ehemaligen Regierungschefs ist nun zweierlei: Einerseits wrde mit Hilfe eines solchen New Deal fr Europa eine Abkehr vom bisherigen neoliberalen Kurs erfolgen. Andererseits handelt es sich bei der Mehrzahl der ehemaligen Regierungschefs, die hinter diesem Vorschlag stehen, um Sozialdemokraten, wie etwa den Franzosen Michel Rocard oder den Italiener Guiliano Amato. Das spricht fr ein deutliches Potential an damit an die Oberflche tretenden Widersprchen in den Reihen der europischen Sozialdemokratie. Die linke Linke auf nationaler wie auf europischer Ebene sollte hier massiv einsteigen, an der Initiative der ehemaligen Regierungschefs ansetzen, das Konzept eines New Deal fr Europa nach links qualifizieren und die Sozialdemokratie von links bedrngen, hier gemeinsam aktiv zu werden. 

Zur Durchfhrung einer entsprechenden politischen Kampagne von links fr einen solchen New Deal sollte die Partei DIE LINKE folgende Schritte unternehmen: Sie sollte so bald als mglich ein abgerundetes, linkes Konzept eines entsprechenden New Deal vorlegen. Dazu sollten u.a. auch mit dem Wiener konomen Stephan Schulmeister ffentlichkeitswirksam Veranstaltungen durchgefhrt werden. Das Konzept dieses neuen New Deal sollte mit Vertretern der auerparlamentarischen Bewegungen beraten werden. Dazu knnte ein erster bundesweiter Ratschlag dienen. Den entsprechenden europischen Politikern aus den Reihen der Sozialdemokratie wird die Mglichkeit eingerumt, auf Veranstaltungen, organisiert von der Linken, ihr Konzept fr einen europischen New Deal vorzustellen. Die LINKE sollte an die Sozialdemokratie herantreten und sie ffentlichkeitswirksam auffordern, gemeinsam fr einen New Deal fr Europa aktiv zu werden bis hin zu gemeinsamer Regierungsbildung auf dieser Grundlage. Insbesondere die beiden letzten Punkte sollten gemeinsam mit den anderen Krften der europischen Linkspartei abgesprochen werden.
  
Bausteine eines New Deal
  
Innerhalb der Partei DIE LINKE ist in letzter Zeit schon verschiedentlich ber das Konzept eines rot-grnen New Deal nachgedacht worden.3 Zusammen mit den Vorschlgen zum Anti-Krisen-Programm der Bundestagsfraktion und entsprechenden Teilen des Grundsatzprogrammentwurfs liegen eigentlich gengend Vorarbeiten vor, um ein qualifiziertes linkes Konzept fr einen sozial-kologischen New Deal auszuarbeiten und damit alsbald in die Offensive gehen zu knnen. Ein solcher linker New Deal sollte die verschiedenen gegen das kapitalistische System und seine Auswirkungen gerichteten Bewegungen zusammenfhren, also etwa gewerkschaftliche, Sozial- und Umweltbewegung. Desweiteren sollte er programmatisch und aktionsorientiert sein und last but not least sollte er einerseits im Hier und Heute ansetzen und zugleich Tren fr weitergehende gesellschaftliche Vernderungen aufstoen.4 Zu den programmatischen und politischen Elementen eines solchen Politikkonzeptes gehren etwa Bausteine wie: Der Ausbau des Sozialstaats auf das ursprngliche skandinavische Niveau mit den Zielen Vollbeschftigung, Ausbau des ffentlichen sozialen Dienstleistungssektors, Arbeitszeitverkrzung, soziale Grundsicherung und Mindestlohn sowie kologischer Umbau der Wirtschaft insbesondere des Energie- und des Verkehrssystems, darunter auch die Einfhrung eines koautos an Stelle der Benzinschleuder. Hierzu gehrt natrlich auch die Beschleunigung des Atomausstiegs. Darber hinaus steht die Re-Regulierung der Finanzmrkte und die Umverteilung des Reichtums von oben nach unten durch eine soziale Steuerpolitik auf der Tagesordnung. Dazu gehrt auch und insbesondere eine dauerhafte Erhhung der Staatsquote und eine Angleichung der europischen Steuerstze. Ein New Deal muss die Demokratie gerade in wirtschaftsdemokratischer Perspektive ausdehnen. Vor allem wren die frher u.a. vom DGB geforderten Wirtschafts- und Sozialrte einzufhren, die um Umweltrte zu erweitern wren und denen ein Recht auf Gesetzesinitiative eingerumt werden msste. Ferner gehrt eine Friedens- und Auenpolitik, die dem sozialen und friedlichen Ausgleich der Interessen verpflichtet ist und die an die besten Traditionen Willy Brandts anknpfen sollte, zum Kernbestand einer New Deal-Politik. Organisationspolitisch findet der linke New Deal in der Verbindung von parlamentarischem und auerparlamentarischem Kampf seinen Ausdruck. Ntig wre ein dauerhafter Austausch zwischen Partei und auerparlamentarischen Bewegungen. Angesichts der objektiven Krisenprozesse und der sichtbaren Widersprche in den Reihen der europischen Sozialdemokratie sollte sich die linke Linke diese Chance, linke Realpolitik zu betreiben, nicht entgehen lassen. Wer wei, wann eine solche Chance wieder einmal vorliegt?
  
 
Andreas Hallbauer ist Sozialwissenschaftler, lebt und arbeitet in Berlin, ist Mitglied der Partei DIE LINKE und dort bei der Antikapitalistischen Linken (AKL).

Funoten

1 Spiegel-online, 3.7.2011
 
2 Stephan Schulmeister, Angesichts der groen Krise  ein New Deal fr Europa, Wien 2010
 
3 So hatte etwa der Sprecher der Sozialistischen Linken, Ralf Krmer Zehn Kernpunkte fr einen sozial-kologischen New Deal vorgelegt, die stellvertretende Parteivorsitzende Katja Kipping ber einen Red-Green New Deal nachgedacht, der Parteivorsitzende Klaus Ernst in einer Grundsatzrede einen neuen sozial-kologischen Gesellschaftsvertrag, einen Red New Deal vorgeschlagen. Auch der Chefvolkswirt der Linksfraktion im Bundestag, Michael Schlecht, hatte sich verschiedentlich positiv auf einen rot-grnen New Deal bezogen.
 
4 Zu den diesen Vorschlgen zugrunde liegenden strategischen berlegungen siehe auch Andreas Hallbauer, Reformalternative heute - ein neuer New Deal?, in Sozialismus 1/2011, S. 24  26.




zwei Schritte nach vorne

Die griechische Linke auf dem Syntagma-Platz

Elena Papadopoulos
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	Zwei Schritte vor und drei zur Seite
	Odysseas Gp (CC BY-NC-SA 2.0)


Seit dem vergangenen Jahr wurde Griechenland zum PIG-Staat (zu einem von den sechs OECD-Mitglieder mit den grten finanziellen Problemen) deklariert. Tatschlich ist es nicht nur das konomische Paradigma der EU, sondern auch das Eingreifen des Internationalen Whrungsfonds (IWF) und die harten Sparmanahmen ohne jeden Sozialdialog, die in Griechenland getestet werden. 

Die aktuelle Krise hat nicht nur die Schwchen des Kapitalismus aufgedeckt. Sie hat auch die traditionell sehr auf die soziale Frage orientierte griechische Linke vor Herausforderungen gestellt. In der griechischen Linken liegen drei Zugnge zur berwindung der Schuldenkrise vor. Vereinfacht gesagt entsprechen sie den drei groen Bestandteilen der griechischen Linken: Das Linksbndnis SYRIZA (das in dieser Frage nicht vollstndig einer Meinung ist) schlgt eine europaweite Lsung vor, die das Schuldenproblem als gemeinsames Phnomen begreift. Es weist eine Rckkehr zu einer nationalen Whrung zurck, da dies einen Whrungskrieg in Gang setzen knne. Die auerparlamentarische Linke fordert, die Schulden nicht zurckzuzahlen, die Abschaffung des Euro und eine Abwertung der nationalen Whrung. Die kommunistische Partei kritisiert wie immer die neoliberale EU, schlgt allerdings keine Rckkehr zur Drachme vor, da dies der Arbeiterklasse keine Fortschritte bringen wrde. Das alles macht weitere Konflikte um die Zukunft Europas, um nationale Entwicklungsprogramme und internationale Arbeiter_innenkmpfe sichtbar.
 
Das weiteres Thema war die Bewegung der Emprten. Am 26. Mai, einige Wochen nach den Mobilisierungen zur Puerta del Sol in Spanien, versammelten sich zehntausende Menschen auf dem Athener Syntagma-Platz und besetzen ihn ber einen Monat lang Tag fr Tag. Was auf dem Syntagma-Platz stattfand, war ein Prozess der Selbst-Organisierung, des offenen Dialogs und des Protests gegen das gesamte politische System sowie die Gegnerschaft gegen alle Parteien und gegen die organisierten Gewerkschaften. Einige Leute versammelten sich am oberen Teil des Platzes und skandierten Parolen gegen Korruption und Sparpolitik. Whrend andere an der tglichen popular assembly teilnahmen, einer offenen Diskussion, bei der die Forderung nach real democracy in die Tat umgesetzt wurde. Die Haltung der Linken gegenber der Bewegung war schwierig fr beide Seiten. Trotz aller Vorbehalte war der grte Teil der Linken  auer der kommunistischen Partei  auf dem Syntagma-Platz mit dem Versuch, sich in die Suche nach Antworten auf neue und wiederbelebte Fragen nach Gleichheit, Demokratie, nach der Rolle der Institutionen, der Entwicklung des Kapitalismus und der Bedeutung von Reprsentation einzuschreiben, prsent. Was die Linke hoffentlich vom Syntagma-Platz mitgenommen hat, ist ein Verstndnis fr neue Akteure in Politik und Gesellschaft und die Notwendigkeit, sich als Subjekt der Transformation neu zu bewerten. Je strker die griechische Regierung versucht hat, ihre Lsungsanstze fr die Schuldenkrise als Erfolg zu prsentieren, desto strker hat sich die Ablehnung ihrer Politik verbreitet. Es bleibt eine Aufgabe fr die Linke, nach Wegen zu suchen, wie sie fr die arbeitenden Menschen  nicht nur in Griechenland, sondern in ganz Europa  ntzlich sein kann. Das erfordert mehr Willen zur Kooperation sowie eine europische Linke, die Widerstnde und Transformationen koordiniert, vereinigt und vervielfltigt.




kaltland

Ein Sammelband (nicht nur) zum 20. Jahrestag der Angriffe in Hoyerswerda

Lena Kreck
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	Kaltland. Eine Sammlung - ist im Rotbuch Verlag unter der Herausgeberschaft von Karsten Krampitz, Markus Liske und Manja Prkels erschienen. Es enthlt Beitrge von Annett Grschner, Jakob Hein, Emine Sevgi zdamar, Martin Sonneborn, Matthias Vernald
	

In den Jahren 2009 und 2010 taumelten Schriftsteller, Knstler, Kommentatoren und Fernsehteams fast geschlossen zwischen 20-Jahre-Mauerfall-Partys und 20-Jahre-Wiedervereinigung-Partys herum, um der Friedlichen Revolution zu gedenken und all der rosa getnchten Rathuser, Spabder und neuen Autobahnen, die seither Helmut Kohls blhende Landschaften darstellen. Dabei geriet plangem in Vergessenheit, dass mit dem Ausruf Wir sind das Volk! (aus dem schon bald Wir sind ein Volk! werden sollte) eine im Nachkriegsdeutschland beispiellose vlkische Massenbewegung losgetreten wurde, die sich zudem auf dem Gebiet der ehemaligen DDR in einem ber Jahre hinweg nahezu rechtsfreiem Raum austoben durfte. Die massiven Angriffe auf Asylbewerberheime in Hoyerswerda (1991) und Rostock (1992) waren dabei nur die Spitze des Eisbergs So leiten die HerausgeberInnen Karsten Krampitz, Markus Liske und Manja Prkels ihren jngst erschienen Sammelband Kaltland. Eine Sammlung ein. In ihm ist ein bunter Blumenstrau von Erinnerungen und Erzhlungen vornehmlich von KnstlerInnen und JournalistInnen zu finden. Die Beitrge sind bestrzend:  Rebecca war damals gerade in der dritten Klasse. Sie kam an jenem Tag spter als blich aus der nahe gelegenen Schule. Als sie endlich in der Tr stand, blieb mir bei ihrem Anblick das Herz stehen. Auch dunkelhutige Menschen knnen kreidebleich aussehen. Sie war trnenverschmiert und bis in die Schuhe hinein beschmutzt von ihrem eigenen Kot (Uta Pilling, Rebecca). Sie machen Angst:  Ich kniete mich auf den Boden und versuchte mit Armen und Beinen, so gut es ging, die inneren Organe zu schtzen, vor allem aber das Gesicht. Keine Ahnung, ob das in solchen Fllen immer so ist, aber ich sprte berhaupt keinen Schmerz bei den Tritten und Schlgen (Ahne, Wie der 18. April mal vorgestern war). Und sie sind witzig:  Am nchsten Tag machten die Nazis Frhsport. Und Fahnenappell. Wie bei Riefenstahl sah es aber nicht aus. Irgendwelche Biker strten das Bild, weil sie fluchend und verkatert zwischen den vlkischen Volltrotteln herum wankten und irgendwelche verloren gegangenen Sachen suchten. Die Disziplin bei den Rechten ging auch immer mehr flten (Andreas Krenzke, Mehr Heavy Metal). Die HerausgeberInnen haben mehr als 40 Texte zusammengestellt. Sie empfehlen, ihren Sammelband chronologisch zu lesen und haben ihn praktischer Weise gleich so aufgebaut. Das macht es fr Lesende nicht einfacher. Die Beitrge prasseln in hoher Taktzahl auf sie ein. Kaum hat man sich von der einen Geschichte erholt, reit einen die nchste wieder runter. Wahrscheinlich zeichnet es diesen Band aber gerade aus, dass er es schafft, Wirklichkeit wie ein Mosaik zu zeichnen. Eines dieser Mosaik-Stcke stellt ein Text von Karsten Krampitz  nicht nur Mitherausgeber des Sammelbandes und Trger des Ingeborg-Bachmann-Publikumspreises, sondern auch von der prager frhling-Redaktion hoch geschtzter Gruwortsprecher  dar. Hierin beschreibt er seine Erfahrungen, die er als freier Mitarbeiter der Tageszeitung junge Welt, verantwortlich fr die Fernsehseite, Anfang der 1990er Jahre machte. Und da es die junge Welt bereits in der ersten Ausgabe des prager frhling in die In&Out-Liste als eindeutig out geschafft hat, haben wir als Vorgeschmack auf Kaltland einen Auszug aus Krampitzs Schne junge Welt ausgewhlt.





Schöne junge Welt

Auszug aus: Kaltland: Eine Sammlung, Rotbuch 2011, 14,95 Euro

Karsten Krampitz

„… Die Junge Welt der Nachwendezeit war Eigentum und Herzstück einer Westberliner Mediengruppe, wozu neben dem Verlag Elefanten Press auch die Tribüne-Druckerei am Treptower Park gehörte, die Wochenzeitung Der Freitag wie auch die Satirezeitschrift Titanic. Die Chefin des Konsortiums, Maruta Schmidt, hatte ihre Teilhaber, so erzählte man sich, bei irgendwelchen K-Gruppen kennengelernt, womöglich war es auch in der DKP gewesen – und vielleicht sogar auf einem Plenum. Egal. Auf jeden Fall sind (Ex-)Kommunisten in der Praxis oft genug die schlimmeren Kapitalisten, das ist kein Geheimnis; die Konvertiten gehen immer zu den Orthodoxen. Für mich war das damals noch neu: Die Verrenkungen der Alt-68er, dieses links Denken und rechts Karriere machen und dabei allen anderen das Gefühl geben, man habe einen exklusiven Zugang zur Wahrheit. In meiner Erinnerung sehe ich diese Leute durch die Redaktionsflure gehen – lächelnde Hologramme mit grau melierten Haaren, die, sobald man sie wegen einer Sache ansprach, zur Antwort gaben: „Darüber müssen wir unbedingt noch einmal reden.“ Mit Anfang zwanzig und noch dazu Ossi hörte ich den Subtext nicht heraus: „Junge, geh mir nicht auf die Nerven!“ Also wollte ich bei der nächsten Gelegenheit wirklich mit denen reden. Nur: Ab einen bestimmten Punkt diskutieren die nicht mehr. Sobald die Westlinken sich durchgesetzt hatten, haben sie es nicht mehr nötig, zu überzeugen. Und damals waren die Weichen gestellt. Punkt. Doch wer hätte ’94 gedacht, welchen Weg diese Zeitung noch vor sich haben würde: dass eines Tages in der jungen Welt (nun- mehr mit kleinem »j«) einer der übelsten Stasi-Spitzel Chefredakteur werden könnte, dass ein Egon Krenz wieder zum Autorenstamm gehört und dass dort jeder kleine Despot aus dem Balkan, dem Nahen Osten oder der Dritten Welt bejubelt wird, nur weil er den USA irgendwann einmal die Stirn geboten hat. Die alte Redaktion ist komplett ausgetauscht worden, und die neue braucht immer irgendeinen Paradiesstaat, auf den sie ihre Revolutionsfantasien projizieren kann. Wenn es nicht die Sowjetunion ist, dann eben Kuba. Ein Gespenst geht um in der jungen Welt, nur ist es eben nicht der Kommunismus. Was man in der DDR besser verschwieg, versucht die junge Welt von heute zu rechtfertigen, so liest man dort über die Stalinzeit: „Wir haben keine Probleme damit, wenn die Gewalt und der Terror der Konterrevolution mit revolutionärer Gewalt beantwortet werden.“ (junge Welt, 14. März 2010, S. 10) Zu Ende gedacht, bedeutet dieser Satz, dass in der Sowjetunion der dreißiger Jahre die Ermordung von zehn bis elf Millionen Menschen notwendig war, um die Kommunisten an der Macht zu halten ... – und die junge Welt ist eine Scheibe…“

Karsten Krampitz war Chefredakteur mehrerer Straßenzeitungen und veröffentlichte unter anderem die Novelle „Heimgehen“, für die er 2009 den Bachmann-Publikumspreis erhielt.

Der Text erschien zuerst in: Karsten Krampitz (Hrsg.), Markus Liske (Hrsg.), Manja Präkels (Hrsg.):Kaltland : Eine Sammlung,ISBN 978-3-86789-144-8, 288 Seiten, 14,95 Euro





nicht nur ein thema für nerds

Ansgar Oberholz über Netzpolitik, die Arbeitswelt und das Grundeinkommen
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Wir treffen Ansgar Oberholz vor seinem Caf St. Oberholz, wo schon viele Gste hinter aufgeklappten Laptops bei einem Heigetrnk sitzen. Das Interview fhren wir dann allerdings doch in der Hotellounge gegenber. Von dort aus hat man auch einen wunderschnen Blick auf die Markisen des St. Oberholz, die nicht nur retro aussehen, sondern tatschlich aus Vorwendezeiten stammen, und auf die fr das Oberholz typischen Sprche, wie Das Leben ist kein Ponyhof.
  

prager frhling: Schon viele Feuilletonartikel haben versucht, die typische St. Oberholz-Kundin, den typischen Vertreter der digitalen Boheme zu beschreiben. Uns interessiert, welche Leute kommen nicht ins St. Oberholz? 
  
Ansgar Oberholz: Es gibt Menschen, die lehnen es ab, dass in gastronomischen Rumen Menschen an Laptops sitzen. Die kommen nicht zu uns. Es sei denn aus voyeuristischem oder ethnologischem Interesse, um dieses Phnomen, Arbeiten am Laptop im Caf, zu besichtigen. 
  
pf: In manchen Zugrestaurants sind ja jetzt Laptops verboten. 
  
Oberholz: Eine interessante Entwicklung. In den USA gibt es eine richtig breite Rckbewegung, in Restaurants  sogar im Silicon Valley  werden Laptops auf den Tischen verboten. Der Hintergrund davon ist jedoch ein wirtschaftlicher: Normalerweise haben die Businessleute in der Mittagspause wenig Zeit, weswegen die Verweildauer kurz ausfllt. Dadurch konnte ein Tisch mehrfach besetzt werden. Als dann der Laptop dabei war, hat sich die Verweildauer erhht und das war schlecht frs Geschft. 
  
pf: Dieses Interview wird in der Rubrik Leckerbissen abgedruckt, deswegen mal eine kulinarische Frage: Was ist das meist bestellte Getrnk im St. Oberholz? 
  
Oberholz: Ganz klischeehaft: Der Latte Macchiato und Club Mate. Der Latte ist wohl auch deshalb so beliebt, weil es lnger dauert ihn zu trinken und damit eine lngere Verweildauer gerechtfertigt ist. Viele Gste sitzen ja bei uns stundenlang an ihren Laptops. Bei denen verschwimmt Arbeit und Freizeit. Sie arbeiten hoch konzentriert an Projekten und zwischendurch wird zur Entspannung mal gesurft oder bei Facebook vorbeigeschaut. Natrlich kann man fragen, ob das immer gesund ist. Sicherlich trifft man hier auch das Thema Selbstausbeutung an. 
  
pf:  Wie ist das bei Dir? Wie viele Stunden arbeitest Du fr das Oberholz? 
  
Oberholz:  Bei mir ist das genauso, ich trenne nicht zwischen Freizeit und Arbeit. Ich unterscheide eher zwischen Zeiten, in denen ich online, und Zeiten, in denen ich bewusst offline bin. In Stunden kann ich das aber nicht genau sagen. Das mag auch daran liegen, dass mir meine Arbeit viel Spa macht. Ich quasi whrend meiner Arbeit Dinge tun kann, die ich gerne mache. 
  
pf: Vielen fllt es immer noch schwer, solche Ttigkeiten als Arbeit anzuerkennen. Woran denkst Du, wenn Du Plakate siehst, auf denen GUTE Arbeit gefordert wird? 
  
Oberholz: Ich denke an Frithjof Bergmann, der mal gesagt hat, Sex msse schon verdammt gut sein, um mit guter Arbeit konkurrieren zu knnen. Da steckt viel Wahrheit drin. Ich wrde allen Menschen wnschen, dass sie sich so bei ihrer Arbeit entfalten knnen, wie ich und wie es viele unserer Gste knnen. Es ist natrlich naiv zu glauben, dies sei berall und aus jeder Schicht heraus mglich. Als das Buch Wir nennen es Arbeit ber die digitale Boheme herauskam, gab es daran viel Kritik. Eins hat die Kritik jedoch vergessen: Die Projektarbeit als Freelancer, so wie es dort beschrieben wird, das geht eine zeitlang, aber fr immer ist es schwer. 
  
pf: Ist das St. Oberholz eher ein lebenskultureller oder auch ein politischer Raum? 
  
Oberholz: Beides. Wir halten uns strikt aus der Parteipolitik raus, ich habe auch schon mehrere Anfragen fr Wahlveranstaltungen abgesagt. Aber es gibt bei uns z. B. einen netzpolitischen Stammtisch. Und Netzpolitik ist nicht nur ein Thema fr Nerds, denn im Netz spiegeln sich die Machtverhltnisse und der Generationenkonflikt wieder. 
  
pf: Was ist netzpolitisch die Dir wichtigste Forderung? 
  
Oberholz: Die Neutralitt des Netzes muss garantiert werden und das Leistungsschutzgesetz darf nicht so durchkommen. Wir mssen Wertschpfung neu denken. Es besteht die Gefahr, dass die freien Dienste zurckgedrngt werden. 
  
pf: Und jenseits der Netzpolitik? 
  
Oberholz: Wenn ich mich fr was politisch engagieren wrde  dann fr das Grundeinkommen. 
  
pf:  Oha, darber diskutieren wir auch mit Begeisterung  
  
Oberholz: Ja, dadurch wrde sich eine bisher unvorstellbare Produktivitt entfalten. Es ist dramatisch, dass das BGE parteipolitisch nirgendwo verankert ist. Eigentlich msste man denken, dass dies von links befrdert wird. Die Gewerkschaften htten dann positive Themen, nicht nur traurige Abwehrkmpfe. 
  
pf:  Nicht nur die Arbeitswelt verndert sich, sondern auch Berlin. Der Platz auf den wir schauen, hat sich z. B. rasant verndert. Wie sollte sich Berlin weiterentwickeln? 
  
Oberholz:  Ich bin da nicht so sentimental. Vernderung gehrt dazu. Berlin wird immer internationaler und das tut der Stadt gut. Allerdings einige wenige Dinge knnten doch konserviert werden. Hier am Platz sind die Mieten in wenigen Jahren in die Hhe geschnellt. Das kann man nicht komplett verhindern, aber es wre gut, wenn sie sich nur so entwickeln, dass Projekte und Konzepte auch weiter funktionieren knnen. Keine Ahnung, welches konkrete Instrument die Stadtpolitik dafr htte. Das St. Oberholz beispielsweise kann jedenfalls nur weiter existieren, weil wir einen aufgeschlossenen Vermieter haben, der sehr interessiert an unserem Konzept ist und dem es eben nicht egal ist, wer seine Gebude nutzt. 
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